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Föderalismuskommission II: Neue Schuldenregelung für Bund und 
Länder und Altschuldenhilfe – wie sollten die Finanzbeziehungen
von Bund und Ländern neu geordnet werden?

Um die öffentliche Verschuldung in Deutschland tatsächlich zurückzuführen, ist ei-
ne grundsätzliche Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen nötig. Nach
Meinung von Jörg-Uwe Hahn, FDP Hessen und Mitglied der Föderalismuskom-
mission II, bedarf es, neben eines möglichst strikten Neuverschuldungsverbots, ei-
ner Stärkung der Finanzautonomie insbesondere der Bundesländer, aber auch von
Bund und Gemeinden. Notwendig sei es, im Sinne einer echten Steuerautonomie
den Ländern dort, wo ihnen der Steuerertrag zusteht, auch die Gesetzgebungs-
kompetenz einzuräumen. Kai A. Konrad, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung und Freie Universität Berlin, sieht weniger beim Bund, sondern vor allem
bei den Ländern das zentrale Problem. Sie könnten in der extremen Haushaltsnot-
lage auf eine Rettung durch die Bund-Länder-Gemeinschaft hoffen. Die Reform
werde anscheinend von vielen Akteuren »als willkommene Chance gesehen, damit
Umverteilungsgewinne zu Lasten anderer Gebietskörperschaften zu erzielen«.
Eckhard Janeba, Universität Mannheim und Mitglied des wissenschaftlichen Bei-
rats beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, unterstreicht, dass
konstitutionelle Regeln zur Begrenzung von Verschuldung ein wichtiges Instrument
seien, um eine langfristig solide Finanzpolitik zu erreichen, sieht aber darin die Ge-
fahr, »dass die Entscheidung über den Haushalt und damit die Verschuldung zu ei-
nem Expertenproblem wird, von der die politische Öffentlichkeit abgekoppelt ist.
Diesem sollte entgegengewirkt werden. Der Vorschlag des Wissenschaftlichen
Beirats beim BMWI geht in die richtige Richtung, indem er auf eine Identifikation der
Verschuldungsursachen verzichtet und durch eine qualifizierte Mehrheitsentschei-
dung den Haushaltsbeschluss in den politischen Mittelpunkt zurückführt.«
Max Groneck und Robert C. Plachta, Universität zu Köln, stellen ein Reformkon-
zept vor, dessen Bestandteile die Einführung einer Kreditbegrenzungsregel mit ver-
bindlichem Sanktionsmechanismus, eine Ausweitung der Steuerautonomie für die
Bundesländer, ein Defizitabbaupfad sowie eine Teilentschuldung sind.

Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt: 
Zur Veröffentlichungspraxis im Gemeinschaftsgutachten
Wolfgang Nierhaus

Seit der umfassenden Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im
Frühjahr 2005 und der damit verbundenen Umstellung von der Festpreisbasis auf
die Vorjahrespreisbasis präsentiert das Statistische Bundesamt reale Ergebnisse
vorrangig in Form von Kettenindizes. Die Wirtschaftsforschungsinstitute veröffent-
lichen die realen Prognosewerte in ihren Gemeinschaftsgutachten auf der Basis
verketteter Absolutwerte. Der vorliegende Beitrag stellt die beiden Konzepte vor
und diskutiert das Pro und Kontra.

Das ifo Beschäftigungsbarometer: 
Ein Druckmesser für den deutschen Arbeitsmarkt
Klaus Abberger

Seit dem Jahr 2006 berechnet und veröffentlicht das ifo Institut monatlich das
ifo Beschäftigungsbarometer als Indikator für die Entwicklung am deutschen Ar-
beitsmarkt. Es basiert auf den Befragungsergebnissen des monatlichen ifo Kon-
junkturtests. Das ifo Beschäftigungsbarometer hat frühzeitig signalisiert, dass der
Arbeitsmarkt im Jahr 2003 seinen konjunkturellen Tiefpunkt erreicht hat. In den
folgenden Monaten stieg das Barometer zunehmend und zeigte damit die positi-
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ve Arbeitsmarktentwicklung der vergangenen Jahre frühzeitig und zuverlässig an.
Aktuell steht das ifo Beschäftigungsbarometer weiterhin auf »Hoch«. Daher dürfte
sich der Arbeitsmarkt auch in diesem Frühjahr günstig entwickeln. 

Branchen im Blickpunkt: Die ökologische Lebensmittelwirtschaft
Matthias Balz

Nach ökologischen Richtlinien erzeugte Lebensmittel erfahren einen stärkeren Zu-
spruch durch die Konsumenten. Fast alle Konsumbranchen orientieren sich an
dem gestiegenen Bedürfnis nach umweltverträglichen Produkten und Dienstleis-
tungen. Der Konsumtrend »Bio« und ein weltweit wachsendes Angebot sorgen für
die Entwicklung des ökologischen Landbaus und der angrenzenden Branchen.

Unternehmen leiden kaum unter Finanzierungsschwierigkeiten 
durch die Finanzmarktkrise
Klaus Abberger und André Kunkel

Nur wenige Unternehmen klagen über verschlechterte Finanzierungsbedingun-
gen aufgrund der Finanzmarktkrise. Dies ergab eine aktuelle Befragung von Un-
ternehmen durch das ifo Institut. Die große Mehrzahl der Unternehmen, 82%, be-
richtete von unveränderten Finanzierungsmöglichkeiten. Für die kommenden drei
Monate befürchten etwa 19% der Unternehmen eine Verschlechterung der Be-
dingungen. Dem stehen aber auch Befragungsteilnehmer gegenüber, die bereits
mit einer Verbesserung der Situation rechnen. Einer Kreditklemme sehen sich die
Unternehmen daher nicht ausgesetzt.

Lohnsteigerungen, ALG II und Mindesteinkommen: 
Eine Anmerkung zur Fernsehdiskussion mit Ottmar Schreiner 
und Hartmut von der Tann
Hans-Werner Sinn

In der aktuellen Diskussion um die Einführung von Mindestlöhnen wird von dessen
Befürwortern meist auf die wachsenden Einkommensunterschiede in Deutsch-
land hingewiesen. Belegt wird diese Einschätzung mit dem Verweis auf die Real-
lohnentwicklung in Deutschland, wobei für diese Größe in der Regel der preisbe-
reinigte »Nettoverdienst in der Gesamtwirtschaft pro Arbeitnehmer« zitiert wird. Ist
dies aber ein adäquates Wohlstandsmaß? Und wie hoch sind tatsächlich die
Transferzahlungen, die einem Empfänger von Arbeitslosengeld II – mit und ohne –
Zuverdienst zur Verfügung stehen? Zu diesen in der Öffentlichkeit oft zitierten Grö-
ßen einige Informationen.

ifo Architektenumfrage: Auftragsbestände vergrößern sich
Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Instituts hat sich das Geschäftsklima bei
den freischaffenden Architekten im ersten Quartal 2008 geringfügig verbessert.
Die bescheidene Aufhellung basiert dabei nicht auf günstigeren Geschäftslageur-
teilen, sondern ausschließlich aus wieder leicht aufkeimendem Optimismus be-
züglich der zukünftigen Entwicklung. 

ifo Konjunkturtest April 2008 in Kürze
Klaus Abberger

Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands hat sich im
April merklich abgekühlt. Die befragten Unternehmen beurteilten ihre aktuelle Ge-
schäftslage deutlich ungünstiger als im Vormonat. Auch hinsichtlich der Ge-
schäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten waren sie skeptischer als im
März. Nach dem Hoch zu Jahresanfang sprechen die Umfrageergebnisse nun für
eine etwas langsamere Gangart der Konjunktur.
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Für eine faire Wettbewerbs-
republik

Problembeschreibung

Nachdem alle bisherigen Versuche, die
öffentliche Verschuldung in Deutschland
in einem ersten Schritt zunächst zu stop-
pen und in einem zweiten Schritt tatsäch-
lich zurückzuführen, fehlgeschlagen sind,
bedarf es einer grundsätzlichen Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen, um einen effektiven Weg aus der
Schuldenfalle zu finden. 

Hierzu wurde die Kommission von Bun-
destag und Bundesrat zur Modernisie-
rung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen (kurz: Föderalismuskommission II)
eingesetzt, übrigens auf Drängen der Frei-
en Demokraten. 

Die Kommission hat die Aufgabe, belast-
bare Vorschläge zur Begrenzung der
Neuverschuldung, zur Reduzierung und
zum vollständigem Abbau der Altschul-
den, zur Stärkung der Finanzautonomie
der Bundesländer sowie zur Neuordnung
des Länderfinanzausgleiches zu entwi-
ckeln, die dann möglichst noch vor der
Bundestagswahl im Herbst 2009 auch
tatsächlich im Bundesgesetzblatt er-
scheinen.

Die Position eines liberalen 
Landespolitikers 

Die Bundesländer haben ein fundamen-
tales Interesse daran, durch ein strik-
tes Verbot der Neuverschuldung und
Reduzierung bis hin zum vollständigen
Abbau der Altschulden wieder größere
Handlungsspielräume zu erlangen. Dies
bedingt jedoch, dass auch der Hand-
lungsspielraum in finanziellen Fragen
größer werden muss. Nur wenn die Bun-

desländer auch die nötigen Spielräume
in Finanzfragen erhalten, werden sie tat-
sächlich in die Lage versetzt, durch die
Schaffung guter Rahmenbedingungen
entsprechendes Wachstum und wirt-
schaftliche Prosperität zu entwickeln,
damit die Verschuldung Schritt für
Schritt zurückgeführt werden kann.
Gleichzeitig muss durch einen fairen
Länderfinanzausgleich, der neben einer
gelebten Solidarität zwischen den Bun-
desländern und dem Bund zugleich ge-
nügend Freiräume und auch Leistungs-
anreize bietet, die diese benötigen und
überhaupt erst in die Lage versetzen,
die nötigen Weichenstellungen vorzu-
nehmen. 

Strikte Begrenzung der 
Neuverschuldung

Um der ausufernden Staatsverschuldung
zunächst eine effektive Grenze zu setzen,
bedarf es eines möglichst strikten Neu-
verschuldungsverbots. Danach ist die
Aufnahme von neuen Krediten, mit Aus-
nahme von ganz außergewöhnlichen Si-
tuationen, wie etwa Naturkatastrophen,
unzulässig. Oder mit anderen Worten:
Künftig soll man nicht mehr Geld ausge-
ben, als man zuvor eingenommen hat.
Ein solches Verbot ist klar und unmiss-
verständlich und muss sowohl auf Bun-
desebene als auch auf Ebene der Bun-
desländer in den jeweiligen Verfassungen
verankert werden. Die sehr restriktiv zu
formulierenden außergewöhnlichen Situa-
tionen, in denen eine Neuverschuldung
zulässig sein soll, müssen mit einer par-
lamentarischen Zweidrittelmehrheit be-
schlossen und zugleich mit einem ver-
bindlichen Tilgungsplan verabschiedet
werden. 

Bund und Länder und Altschuldenhilfe – wie sollten die Finanz-
beziehungen von Bund und Ländern neu geordnet werden?

Föderalismuskommission II: Neue Schuldenregelung für

Um die öffentliche Verschuldung in Deutschland tatsächlich zurückzuführen, bedarf es einer grund-

sätzlichen Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Welche Regeln sollten verwendet

werden, um die Staatsverschuldung zu begrenzen und eine dauerhafte Schuldenfinanzierung zu

vermeiden? Und sollten Bund und Länder den gleichen Regeln unterworfen werden? 

Jörg-Uwe Hahn*

* Jörg-Uwe Hahn ist Vorsitzender der FDP Hessen
und Mitglied der Föderalismuskommission II.
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Fairer und effektiver Abbau der Altschulden 

Neben der Statuierung eines Verschuldungsverbotes
muss eine Lösung der Altschuldenproblematik erreicht
werden. Eine langfristige Entschuldung dient allen, denn
die Schulden von heute sind die Steuern von morgen. Ob
es hierzu eines Altschuldenfonds bedarf oder ob andere
Konzepte besser zum dauerhaften Abbau der Altschul-
den geeignet sind, ist dabei zweitrangig. Jedwede Alt-
schuldenhilfe muss aber darauf achten, dass man
»schlechtem Geld kein gutes Geld hinterherwerfen« soll-
te. Hierzu müssen einerseits die finanzschwachen Län-
der stärker in die Verantwortung genommen werden, und
andererseits müssen sowohl der Bund als auch die fi-
nanzstärkeren Bundesländer einen fairen Beitrag leisten.
Insoweit kann nur eine Festlegung per Staatsvertrag zwi-
schen dem Bund und den 16 Bundesländern das geeig-
nete Instrumentarium sein. 

Stärkung der Finanzautonomie der Bundesländer

Aus liberaler Sicht bedarf es zur Lösung des Schuldenpro-
blems zwingend der Stärkung der Finanzautonomie insbe-
sondere der Bundesländer, aber auch von Bund und Ge-
meinden. Es ist ein Strukturfehler der Finanzverfassung, wenn
zwar die Einnahmen aus den Landessteuern ausschließlich
den Ländern zufallen, diese aus eigener Kompetenz die je-
weiligen Gesetze aber nicht ändern können. 

Notwendig ist es daher, im Sinne einer echten Steuerauto-
nomie den Ländern dort, wo ihnen der Steuerertrag zusteht,
auch die Gesetzgebungskompetenz einzuräumen. Wie die
Schweiz zeigt, ist ein fairer föderaler Wettbewerb auch im
Bereich der Steuern möglich. Neben einer Übertragung von
Steuerkompetenzen sind Zu- und Abschlagsrechte auf die
Einkommen- und Körperschaftsteuer bei gleichzeitiger Ab-
senkung des Steuertarifs zu ermöglichen. Die Befürchtung,
dass eine Bevölkerungs- und Unternehmensabwanderung
in Länder mit niedrigeren Steuern einsetzen würde, ist un-
zutreffend. Bürgerinnen und Bürger sind ebenso wie klei-
ne und mittelständische Betriebe in ihrer Kommune bzw.
ihrer Region verwurzelt. Nur wegen einer niedrigeren Ein-
kommen- bzw. Körperschaftsteuer wird keine Massenflucht
entstehen. Gerade für ärmere Bundesländer können Ab-
schläge auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer eine
Chance im Standortwettbewerb darstellen, denn aufgrund
ihrer niedrigen Steuerkraft hätten sie auch nur relativ gerin-
ge Steuerausfälle zu verzeichnen, während auf der ande-
ren Seite durch Zuzüge ein Anstieg der Einnahmen mög-
lich wäre. 

Deutschland müsste so nicht der einzige föderale Staat welt-
weit bleiben, in dem die Gliedstaaten so gut wie keine eige-
nen Steuerkompetenzen haben. 

Neuordnung des Länderfinanzausgleichs

Der aktuelle Finanzausgleich ist viel zu komplex und nicht
mehr zu durchschauen. Er enthält eine Reihe von Fehlan-
reizen und ist in den Augen vieler Experten in seiner Gesamt-
entwicklung auch wachstumsfeindlich. Es besteht allgemei-
ner Konsens, dass eine grundlegende Neuordnung dieses
Ausgleichssystems dringend erforderlich ist. Realistisch be-
trachtet ist eine Verständigung mit den heutigen Nehmer-
ländern äußerst schwierig. Trotzdem muss auch diesbezüg-
lich eine Neugestaltung erfolgen, und zwar nicht nur aus der
Sicht eines Vertreters des Hauptgeberlandes Hessen, son-
dern auch als ein Anhänger des Wettbewerbsgedankens.
Als Liberaler schlage ich daher vor, zur ursprünglichen Funk-
tion des Finanzausgleichs als Spitzenausgleich zurückzu-
kehren. Ziel freiheitlicher Finanzpolitik muss es sein, die Wirt-
schaftskraft als maßgebendes Verteilungskriterium für einen
gesunden und fairen föderalen Wettbewerb zwischen den
Ländern stärker in den Vordergrund zu stellen. 

Ausblick 

Um die Föderalismuskommission II zu einem erfolgreichen
Ende zu führen, bedarf es einer grundlegenden und zukunfts-
fähigen Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, die
sämtliche erwähnten Aspekte umfassen muss. Eine so re-
formierte Finanzverfassung schafft neue Gestaltungsfreiräu-
me, insbesondere für die Bundesländer, und ist geeignet,
einen freiheitlichen Ansatz im Sinne eines fairen Wettbe-
werbsföderalismus weiter zu befördern.

Um zu einer solchen Einigung zu kommen, ist auf allen Sei-
ten ein Zu- und Nachgeben, aber auch für alle Beteiligten
eine faire, realistische und gerechte Chance zur Verbesse-
rung der finanziellen Verhältnisse im jeweiligen Verantwor-
tungsbereich nötig. 

Vor allem aber ist eine neue politische Kultur der finanziel-
len Mäßigung erforderlich, die das Ziel verfolgt, Gestaltungs-
spielräume zu schaffen und nicht durch zunehmende Ver-
schuldung zu verbauen. Es muss endlich Schluss damit sein,
mehr zu versprechen, als man aufgrund eigener Einnah-
men letztlich auch finanzieren kann. Wer trotzdem mehr zu
Lasten der künftigen Generationen verspricht, muss dann
eben verfassungsrechtlich an der Umsetzung eines solchen
Versprechens gehindert werden. Nur so kann der Weg aus
dem Schuldenstaat erfolgreich sein. 
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Föderalismusreform: Effizienz oder 
Verteilung?

In den vergangenen Jahrzehnten hat die Politik die Mög-
lichkeiten, Politik durch Kreditaufnahme zu finanzieren, über
Gebühr strapaziert. Die Mehrzahl der Haushalte von Bund
und Ländern weist ein strukturelles Defizit aus. Die Staats-
schuld bewegt sich in der Größenordnung von 1,5 Bill. €.
Eine Neufassung der Verschuldungsregeln von Bund und
Ländern hat vielleicht aus diesen Gründen im Rahmen der
Föderalismuskommission II einen besonders hohen Stel-
lenwert. 

Die Kommission hatte einen guten Start. Mehr als 20 Exper-
ten wurden gehört. Die Experten stimmten in der Diagnose
weitgehend überein: Die öffentlichen Haushalte laufen aus
dem Ruder. Die Anreize für Haushaltsdisziplin und Budget-
konsolidierung sind ungenügend. Sie bedürfen veränderter
Regeln. Die Experten hatten auch gute Vorarbeit geleistet.
So liegen gute Reformrezepte auf dem Tisch. Der Vorschlag
des Sachverständigenrats (2007) zur Begrenzung der Neu-
verschuldung des Bundes zum Beispiel: Er setzt nahtlos am
bestehenden Regelwerk an und kommt doch zu einem Re-
formvorschlag, der geeignet sein könnte, die Neuverschul-
dung des Bundes wirksam zu beschränken. 

Der Bund ist allerdings nicht das zentrale Problem. Zwar
haben auch Bundespolitiker oft mehr Spaß daran, mit ge-
liehenem Geld ihre Projekte zu finanzieren und Politik zu ge-
stalten, als sich durch Sparerfolge zu profilieren. Indes kann
man den Akteuren des Bundes noch am ehesten ein ho-
hes Eigeninteresse unterstellen, eine extreme Haushalts-
notlage oder gar einen Staatsbankrott zu vermeiden. Der
Bund ist durch den Stabilitäts- und Wachstumspakt ohne-

hin in der Pflicht. Im Insolvenzfall kann der Bund nicht ernst-
haft mit Finanzspritzen von anderer Seite rechnen. Außer-
dem belastet er mit seiner Verschuldung spürbar und pri-
mär seine eigene Bonität als Schuldner, nicht so sehr die
Bonität anderer. 

Für Länder ist das anders. Sie können in der extremen
Haushaltsnotlage wenigstens auf eine Rettung durch die
Bund-Länder-Gemeinschaft hoffen. Ihre eigene, im Verhält-
nis zur Bund-Länder-Gemeinschaft absolut betrachtet
überschaubare Kreditaufnahme wirkt sich kaum spürbar
auf ihr eigenes Kreditmarktrating aus, weil die Kapitalge-
ber den Bund und die Länder offenbar als Schuldnerge-
meinschaft wahrnehmen. Die Klagen Bremens, Saarlands
und Berlins in der Vergangenheit und die anhängigen neu-
erlichen Klagen von Bremen und Saarland auf Sanierungs-
hilfen zeigen, wie ernst der Handlungsbedarf im Bereich
der Länder ist. 

Besonders überzeugend finde ich für die Länder den Vor-
schlag, der im Gleichklang mit den wissenschaftlichen Bei-
räten von BMF (2005) und BMWi (2005) mehr Eigenverant-
wortlichkeit der Länder und die Auflösung der Haftungsge-
meinschaft von Bund und Ländern und Verfahrensregelun-
gen für eine Sanierungsinsolvenz von überschuldeten Län-
dern fordert. Dieser Vorschlag hat viele Vorteile. Anders als
andere Vorschläge, die mechanische Regeln oder eine »Ex-
pertokratie« fordern, setzt dieser Vorschlag auf Eigenverant-
wortung. Er folgt dem Subsidiaritätsgedanken und stärkt die
Länderautonomie und löst das Verantwortungsgeflecht um
die Schulden. Er mobilisiert Marktkräfte am Kapitalmarkt,
nimmt die Kreditgeber mit in die Verantwortung und be-
schränkt wirkungsvoll die übermäßige Verschuldung. Dieser
an internationale Vorbilder angelehnte Vorschlag beinhaltet
die Schaffung eines glaubwürdigen Instruments für eine wirk-
same Schuldenbegrenzung. 

Im politischen Prozess hat der Vorschlag dennoch kaum
eine Chance. Im öffentlichen Diskurs erscheint die formale
Möglichkeit einer Insolvenz öffentlicher Gebietskörperschaf-
ten als tabuisiert, auch wenn es dabei nur darum geht, Ver-
fahren zu schaffen, die es einem überschuldeten Land er-
möglichen, sich aus eigener Kraft und ohne Bundeshilfen
aus der Überschuldung zu befreien. 

Die politische Diskussion bewegt sich in eine andere Rich-
tung. Die Reform wird anscheinend von vielen Akteuren als
willkommene Chance gesehen, damit Umverteilungsgewin-
ne zu Lasten anderer Gebietskörperschaften zu erzielen.
Überraschend ist das nicht. Immerhin findet die Föderalis-
muskommission II im Schatten anhängiger Verfahren beim
Bundesverfassungsgericht statt, in denen Bremen und das
Saarland auf Bundeshilfen angesichts ihrer schwierigen
Haushaltslage klagen. Diese Klagen zielen ja ganz offen und
offensichtlich auf Umverteilung ab. 
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Der vor kurzem erschienene Bericht der AG Haushaltsana-
lyse Bremen/Saarland/Schleswig-Holstein, der letztlich aus
der Arbeit der Föderalismuskommission hervorgegangen ist,
zeigt ebenfalls die Dominanz der Verteilungsproblematik ge-
genüber Effizienzüberlegungen. Die Arbeitsgruppe sollte die
Frage erörtern, ob die besonders hoch verschuldeten Län-
der, insbesondere Bremen, das Saarland und Schleswig-
Holstein, eine Haushaltskonsolidierung aus eigener Kraft er-
reichen können. Es mag nicht überraschen, dass die Ver-
treter Berlins, Bayerns und des Bundes einerseits und die
Vertreter Schleswig-Holsteins, Bremens und des Saarlands
andererseits jeweils zu sehr unterschiedlichen Auffassun-
gen gelangen, was die Möglichkeit einer Sanierung aus ei-
gener Kraft betrifft. Es bleibt dem Leser überlassen zu erra-
ten, welche Vertreter auf der Basis der gleichen Datenlage
zu welchen Auffassungen gelangen, welches Land sich aus
eigener Kraft aus der Haushaltskrise befreien kann. 

Symptom der Bedeutung von Verteilungsaspekten in der
Reformdebatte ist auch die Vielzahl von Vorschlägen für den
Umgang mit den Altschulden der Länder. Es entspricht gu-
ter politischer Rationalität, dass die Länder versuchen, sich
eine freiwillige Einschränkung ihrer Verschuldungsautono-
mie vom Bund bezahlen zu lassen, und es ist nicht überra-
schend, wenn der Bund keine Lust hat, die Spendierhosen
anzuziehen und einen Teil oder Großteil der Altschulden zu
übernehmen. 

Im Rahmen des Vorschlags zur Einführung von mehr Eigen-
verantwortung und einer Sanierungsinsolvenzordnung für
die Länder spielt ein Altschuldenregister oder -fonds als flan-
kierende Maßnahme des Übergangs in die Selbstverantwor-
tung auch eine wichtige Schlüsselrolle. Man sollte indes
betonen, dass diese Maßnahme mit den Vorschlägen ver-
schiedener Arten von gemeinsamen Altschuldenfonds we-
nig zu tun hat, die derzeit diskutiert werden, und bei denen
Zinszahlungen von der Frage losgelöst werden, wer die
Schulden ursprünglich verursacht hat. Im Rahmen der Ein-
führung einer Sanierungsinsolvenzordnung für Länder wür-
de es darum gehen zu vermeiden, dass die Bestandsschul-
den der hoch verschuldeten Länder einem plötzlichen Bo-
nitätsverlust unterliegen, der bei der revolvierenden Refinan-
zierung zu einem massiven Anstieg der Zinslasten führen
würde. Das würde bewerkstelligt, indem für Schulden von
Bund und Ländern in Höhe des Schuldenbestands zum Zeit-
punkt des Systemwechsels (und deren Anschlussfinanzie-
rung) eine gemeinsame Haftungsgarantie von Bund und Län-
dern abgegeben wird, wobei die Zins- und Tilgungsleistun-
gen weiterhin den jeweiligen Schuldnern obliegen würden
und die betreffenden Altschulden selbstverständlich in den
Büchern der jeweiligen Länder verbleiben würden (vgl. Kon-
rad 2007; 2008).

Die Hinwendung der entscheidenden Akteure zu Verteilungs-
fragen kann politische Beobachter nicht überraschen. Vie-

len Beobachtern ist dieses Verhalten aus den Verhandlun-
gen zur Neuordnung des Finanzausgleichs und der Gestal-
tung des Maßstäbegesetzes wohlbekannt. Indes ist die Aus-
gestaltung der Finanzverfassung und insbesondere der Ver-
schuldungsrechte und Verantwortlichkeiten von Bund und
Ländern kein Nullsummenspiel, bei dem der eine Akteur nur
das gewinnt, was der andere verliert. Viel mehr steht auf dem
Spiel. Es gilt, eine große Bedrohung von der Bund-Länder-
Gemeinschaft abzuwenden. Ökonomen und Verfassungs-
juristen (vgl. z.B. Konrad 2007, 159 und Wieland 2008) ver-
weisen auf eine interessante Interpretation des Verfassungs-
gerichtsurteils zur Haushaltsnotlage Berlins (BVerfG, 2 BvF
3/03 vom 19. Oktober 2006). Danach befinden sich alle
Beteiligten derzeit in einem Dilemma, das sich so beschrei-
ben lässt: Ein hoch verschuldetes Land, dessen Haushalts-
notlage ein wirklich extremes Ausmaß erreicht hat, kann
auf Bundeshilfen nur dann hoffen, wenn es kein anderes Mit-
tel der Abhilfe hat. Betrachtet man weitere Schuldenaufnah-
me als ein weiteres Mittel der Abhilfe, dann müsste das Land
zunächst auch alle Möglichkeiten der Kreditaufnahme aus-
schöpfen, bevor ihm Hilfe durch die Bund-Länder-Gemein-
schaft zuteil werden kann. Nun betrachten die Kreditmärk-
te die Bund-Länder-Gemeinschaft offenbar als Haftungsge-
meinschaft. Eine Kreditrationierung einzelner Länder ist al-
so nicht zu erwarten, solange die Bund-Länder-Gemein-
schaft als ganze als Schuldner noch eine ansehnliche Bo-
nität hat. Erst wenn diese Bonität hinreichend Schaden ge-
nommen hat, versiegt der Strom weiterer Kredite. Erst dann
sind alle Mittel der Abhilfe ausgeschöpft. Dann ist es indes
für bundesstaatliche Hilfen zu spät, da die gesamte Bund-
Länder-Gemeinschaft in die Schieflage geraten ist. Die herr-
schende Rechtslage drängt hoch verschuldete Länder mit-
hin in eine Verschuldungsspirale, in deren Strudel die ge-
samte Bund-Länder-Gemeinschaft gezogen werden kann.
Ein Ausweg aus dieser Situation ist nicht nur im Interesse
der hoch verschuldeten Länder, sondern im Interesse der
gesamten Gemeinschaft. Vorschläge zur Lösung dieses Di-
lemmas liegen auf dem Tisch. Die Politik ist jetzt am Zug.
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Regeln zur Begrenzung von Staats-
verschuldung: Welche Rolle für den 
politischen Bürger?

In Deutschland herrscht unter Ökonomen weitgehender Kon-
sens, dass die Verschuldung von Bund und einigen Bun-
desländern zu hoch ist. Durch das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts 2006 zur Haushaltnotlagensituation ist die
Verschuldungssituation Berlins ins öffentliche Bewusstsein
gerückt. Die Lage ist auch für andere Bundesländer und den
Bund nicht rosig, vor allem dann, wenn implizite Staatsschul-
den für die Berücksichtigung von zukünftigen Pensions-
zahlungen und anderen finanziellen Verpflichtungen des Staa-
tes mit einberechnet werden, die ein Vielfaches der (expli-
ziten) Staatsschuld ausmachen (vgl. Sachverständigenrat
SVR 2007). Strittig sind jedoch die Antworten auf folgende
zwei Fragen: Welche Regeln sollten verwendet werden, um
die Staatsverschuldung zu begrenzen und eine dauerhafte
Schuldenfinanzierung zu vermeiden? Und, sollten sich Bund
und Länder die gleichen Regeln auferlegen?

Nicht nur im Kontext der Staatsverschuldung sind konsti-
tutionelle Regeln wichtige Regulationsmechanismen. Aus
der vergleichenden polit-ökonomischen Forschung (vgl.
Persson und Tabellini 2000; Besley und Case 2003) wissen
wir, dass institutionelle Gestaltungen wie das Wahlrecht
(Mehrheits- oder Verhältniswahlrecht) und die Form der De-
mokratie (parlamentarisch vs. präsidentiell) einen signifi-
kanten Einfluss auf die gleichgewichtigen fiskalischen Grö-
ßen ausüben. So ermitteln Persson und Tabellini (2003) für
Länder mit Pluralitätswahlrecht und kleinen Wahlkreisen 
(Majoritarian Rule) ein um 2 Prozentpunkte des BIP gerin-
geres Haushaltsdefizit. Insofern besteht die berechtigte Hoff-

nung, dass institutionelle Regeln das Problem der steigen-
den Staatsverschuldung positiv beeinflussen können.

Regeln zur Begrenzung der Staatsverschuldung

Es ist natürlich nicht schwer, sich Regeln auszudenken, die
die Staatsverschuldung wirksam begrenzen: keine Defizit-
finanzierung. Diese Art der Beschränkung wird in den meis-
ten Bundesstaaten der USA mit den Balanced Budget 
Rules verfolgt, wobei es regionale Unterschiede gibt bzgl.
des Umgangs bei Abweichungen zwischen dem geplanten
ausgeglichenen Budget und einem zu erwartenden oder rea-
lisierten Defizit. Derartig enge Regeln erscheinen für Deutsch-
land und die meisten europäischen Länder nicht sinnvoll und
nicht mehrheitsfähig (vgl. auch Corsetti und Roubini 1996,
für einen transatlantischen Vergleich von Budgetregeln). Im
Kern geht es um die optimale Antwort auf den Zielkonflikt
zwischen Begrenzung der Verschuldung durch starre Re-
geln, um den im politischen Prozess angelegten Hang zur
Finanzierung von heutigen Ausgaben zu Lasten zukünftiger
Generationen zu begrenzen, und der notwendigen Flexibi-
lität im politischen Prozess, um auf konjunkturbedingte
Schwankungen oder andere exogene Störungen wie Natur-
katastrophen reagieren zu können. Eine Verpflichtung zu
einem ausgeglichenen Budget verfolgt nur das erste Ziel,
setzt aber die Gesellschaft einer prozyklischen Finanzpoli-
tik aus und verletzt damit das zweite Ziel deutlich.

Regeln, die diesem Zielkonflikt Rechnung tragen, kommen
schon heute vielfach zur Anwendung oder sind Teil einiger
Reformvorschläge: i) Art. 115 GG erlaubt eine Kreditfinan-
zierung im Ausmaße der Investitionen und darüber hinaus
nur zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts. Sowohl der Investitionsbegriff als auch die
Feststellung einer gravierenden Störung sind nicht einfach
zu definieren bzw. anzuwenden. ii) Die Maastricht-Kriterien
begrenzen in der Regel das Haushaltsdefizit auf 3% vom
BIP und die Verschuldung auf 60% des BIP. iii) Vorschläge
vom Sachverständigenrat (SVR 2007) und des Wissenschaft-
lichen Beirats beim Bundesministerium für Finanzen basie-
ren auf dem Modell der Schweizer Schuldenbremse, und
sie gehen insofern wesentlich weiter, als dass der Versuch
unternommen wird, die Komponenten eines Haushaltsde-
fizits im Konjunkturablauf herauszufiltrieren, und damit nicht
nur schematisch wie im Maastricht-Vertrag einzurechnen.
Defizite, die über ein konjunkturell bedingtes und genau zu
ermittelndes Maß hinausgehen, werden in einem virtuellen
Ausgleichskonto verbucht, das »sozusagen das protokol-
larische Gedächtnis für ein Abweichen vom Ausgabenpla-
fond und damit der »Sünden« und Fehler der Vergangen-
heit« darstellt (SVR 2007, 88).

Eine derartige Separation der Ursachen ist aus wirtschafts-
wissenschaftlicher Sicht im Prinzip lobenswert. Eine genaue
Ursachenforschung ist ja meist Teil der Lösung. Gleichzei-
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tig sollten die Kosten des Vorschlags nicht unterschätzt wer-
den, die in der Intransparenz bzw. der Komplexität des Ver-
fahrens liegen. Die Berechnung des konjunkturell angemes-
senen Ausgabenplafonds und die Verbuchung und Aktua-
lisierung des Ausgleichskontos sind für Ökonomen relativ
leicht nachvollziehbar. Das gilt aber nicht im gleichen Maße
für Politiker und Staatsbürger. Natürlich kann und wird es in
einer Gesellschaft immer Fragen geben, die Experten über-
lassen werden müssen. Sollte das aber auch für das Bud-
get des Staates und die Entscheidung über ein zulässiges
Defizit gelten? Ich meine, nein. Dabei geht es nicht darum,
in populistischer Weise jede fiskalische Entscheidung vom
Wähler absegnen zu lassen, zumal solche Versuche auch
große Nachteile erbringen können. Völlig abwegig sind di-
rekt-demokratische Entscheidungselemente und ein größe-
rer Einbezug des Staatsbürgers jedoch nicht. 

Erfahrungen aus den USA

In einigen Staaten der USA bedürfen Steuererhöhungen ei-
ner Zustimmung der Bevölkerung. Nachteilig können sich
konstitutionelle Regeln in Verbindung mit Ausgabenverpflich-
tungen aus Referenda auswirken. Beispielhaft sei hier der
Bundesstaat Colorado angeführt, der 1992 durch einen
konstitutionellen Zusatz (Taxpayer Bill of Rights TABOR)
das jährliche Wachstum der Steuereinnahmen auf die Sum-
me der Wachstumsraten der Bevölkerung und der Preisstei-
gerung begrenzte und im Jahr 2000 gleichzeitig ein ehrgei-
ziges Programm zur Steigerung von Bildungsausgaben
durch ein Referendum (Amendment 23) erwirkte. Im An-
schluss an das Platzen der Börsenblase 2000/1 kommt es
in den Folgejahren zu einem starken Rückgang der Steuer-
einnahmen, da die Einnahmen des Vorjahres als Referenz-
punkt dienen (Ratchet Effect) und zusammen mit der ver-
pflichtenden Ausgabensteigerung im Bereich Bildung den
Spielraum für andere Ausgaben abwürgen. Interessanter-
weise führt aber diese von vielen als pervers empfundene
Einengung des Haushaltsspielraums zu einer dramatischen
politischen Antwort. Im Jahre 2004 fällt der eigentlich stark
republikanisch orientierte Bundesstaat in den Wahlen zum
Senat und Repräsentantenhaus von Colorado komplett an
die Demokraten. Auch der Gouverneur wird kurze Zeit spä-
ter ein Demokrat. Die Haushaltssituation ist wichtiges poli-
tisches Thema im Wahlkampf.

Wie könnte eine stärkere Einbeziehung des politischen Bür-
gers in Deutschland aussehen? Direkt-demokratische Ele-
mente sind dem deutschen Verfassungsrecht recht fern,
und es ist nicht zu erwarten, dass dieses sich bald ändern
wird. Eine stärkere Einbeziehung ergibt sich zunächst aus
der Transparenz und Einfachheit der Regeln. Der Zustand
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
ist nicht nur für Ökonomen schwer zu definieren. Die Maas-
tricht-Kriterien sind da schon klarer und einprägsamer (zu-

mindest erinnern sich Studierende daran in der Regel sehr
gut!). Eine darüber hinaus gehende Einbeziehung kann in
einer repräsentativen Demokratie nur indirekt erfolgen, da
die Entscheidung bei den parlamentarischen Gremien liegt,
deren Entscheidungsträger durch Wiederwahlanreize indi-
rekt kontrolliert werden. Problematisch ist, dass bei Wah-
len immer über ein Bündel von Vorschlägen abgestimmt
wird, und die Verschuldungslage nicht notwendigerweise
im Mittelpunkt steht.

In dieser Hinsicht kommt der Vorschlag des Wissenschaft-
lichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie (BMWI 2007) am ehesten der gewünschten
Transparenz und Publizität der Entscheidung über Schul-
denfinanzierung nahe. Der Vorschlag zielt für den Bundes-
haushalt im Prinzip auf ein ausgeglichenes Budget und bei
den erlaubten Ausnahmen wird im Gegensatz zu dem Vor-
schlag des SVR oder dem Modell der Schweizer Schul-
denbremse darauf verzichtet, die Ursachen des Defizits zu
identifizieren. Mit einfacher Mehrheit des Bundestages ist ei-
ne Verschuldung bis 5% des Ausgabenvolumens (entspricht
etwa 0,5% des BIP) erlaubt, und mit einer qualifizierten Mehr-
heit von 60% der Bundestagsabgeordneten kann ein dar-
über hinausgehendes Defizit beschlossen werden. Jede
Neuverschuldung muss aber nach maximal vier Jahren wie-
der getilgt sein. 

Natürlich wäre auch ein anderes Quorum wie 55 oder 65%
denkbar. Der entscheidende Punkt ist, dass sich bei außer-
gewöhnlichen Anlässen wie konjunkturellen Krisen eine an-
dernfalls in der Opposition stehende Partei nicht verschlie-
ßen wird, ein Defizit mitzutragen. Wie auch immer die Ent-
scheidung der Oppositionsparteien ausfällt, letztlich müs-
sen alle Parteien vor der Öffentlichkeit und damit dem Wäh-
ler ihre Entscheidung rechtfertigen. Die Anforderung einer
qualifizierten Mehrheit macht diese Bundestagsentschei-
dung zu einer besonderen, wirkt einer ausufernden Verschul-
dungspolitik entgegen, und gleichzeitig ist die Regel ein-
fach und transparent. Der Einbezug des Wählers ist zumin-
dest indirekt gewährleistet.

Gleiche Regeln für Bund und Länder?

Im Prinzip ist der Vorschlag des Wissenschaftlichen Beirats
beim BMWi auf Bund und Länder gleichermaßen anwend-
bar. Insofern könnte die Antwort auf die zu Anfang gestell-
te zweite Frage als erledigt angesehen werden. Bund und
Länder sind aber in vielerlei Hinsicht nicht gleich. Erstens
kann der Bund bei einer Krise eines einzelnen Bundeslan-
des stabilisierend eingreifen, d.h. eine hinreichend große wirt-
schaftliche Krise kann von der betroffenen Region nicht selbst
mit Hilfe der Verschuldung gemeistert werden. Die darüber
liegende Institution, hier also der Bund, kann das aus Grö-
ßenvorteilen heraus sehr viel eher. Es ist vielleicht nicht ganz
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überraschend, dass viele kleine Bundesländer wie das Saar-
land, Bremen und Berlin in Haushaltsnotlagen gekommen
sind und Hilfe vom Bund erbeten haben.

Allerdings liegt in dieser Tatsache nicht nur eine Chance,
sondern auch eine Gefahr. Gerade weil der Bund einzelne
Länder aus ihrer wirtschaftlichen Notlage relativ gut befrei-
en kann, kommt es zu einer Situation des moralischen Ri-
sikos, in der die Anreize für eine »schlechte« Wirtschaftspo-
litik hoch sind. Einzelne Länder könnten eine Politik verfol-
gen, die den Bürgern der Region Vorteile einbringt und die
Kosten über die Beistandspflicht des Bundes und/oder an-
derer Länder auf andere verteilt. Das Eigeninteresse eines
in Not geratenen Bundeslandes läuft darauf hinaus, allein
exogene Aspekte für die Notlage verantwortlich zu machen
(wobei exogene Gründe einen nicht unerheblichen Teil der
Notlage ausmachen können, aber nicht müssen). Wie be-
reits im Modell der oben diskutierten Schuldenbremse geht
es daher um die Identifikation der Gründe für die Verschul-
dungskrise. Im Unterschied zum obigen Fall kann jedoch
der Wähler hier schlechter gegensteuern. Wähler in Berlin
werden im Zweifelsfall für einen Bail out Berlins durch den
Bund eintreten, selbst wenn sie die Berliner Landesregie-
rung nicht mit gewählt haben. Umgekehrt können die Bür-
ger außerhalb Berlins die Berliner Regierung nicht per Wahl-
zettel bestrafen. Dieses Argument spricht für engere Ver-
schuldungsgrenzen auf Länderebene bzw. höhere qualifi-
zierte Mehrheiten im Kontext des BMWi-Vorschlags. Na-
türlich sollten die Verschuldungsmöglichkeiten nicht wie in
den USA für Bundesstaaten auf null reduziert werden, da
dies zu einer tendenziell prozyklischen Finanzpolitik führt (vgl.
Sheffrin 2004). 

Der zweite Grund, warum Verschuldungsregeln für Bund
und Länder nicht symmetrisch und eher restriktiver für Letz-
te angewendet werden sollten, liegt in der Möglichkeit, zur
Externalisierung von Schulden auf Landesebene, eine Mög-
lichkeit die auf Bundesebene nicht in gleichem Maße gilt
(Bruce 1995). Die Mobilität von Individuen zwischen Bun-
desländern führt dazu, dass die schuldenfinanzierten Aus-
gaben den heutigen Bewohnern zu gute kommen, die Kos-
ten aber zum Teil von Personen getragen werden, die in Zu-
kunft in dem Land wohnen. Diese Externalität führt ten-
denziell zu zu hoher Verschuldung. Ein derartiges Problem
ergibt sich auf Bundesebene nicht oder nicht in gleichem
Maße, da die internationale Mobilität geringer ist als die in-
tranationale. 

Mobilität von Individuen an sich ist jedoch nicht negativ. Im
Gegenteil, die Wirkung regional unterschiedlicher Schocks
wird durch die Wanderungsbewegung der Produktionsfak-
toren abgeschwächt (vgl. Wildasin 1995). Dieser Prozess
vollzieht sich relativ langsam, aber erlaubt eine Absiche-
rung gegen Risiken. Der ökonomische Aufstieg des Sü-
dens der USA im Laufe des 20. Jahrhunderts zeugt von ei-

ner solchen Anpassungsdynamik. Staatliche Transferzah-
lungen zwischen Regionen sind kurzfristig effektiver, unter-
binden aber die Wanderungsbewegung. In diesem Sinne
sind langfristig gezahlte Transfers in großem Ausmaß im Rah-
men der Solidarpakte I und II kritisch zu betrachten. Eine
kurzfristige Abschaffung der Transfers ist jedoch nicht zu be-
fürworten (und rechtlich nicht möglich), da die ostdeutschen
und manche westdeutschen Länder hohe Altschulden und
damit große Zins-Steuer-Quoten aufweisen. Die Einführung
strengerer Verschuldungsregeln würde diesen Ländern den
finanziellen Spielraum nehmen, um eine autonome antizyk-
lische Finanzpolitik betreiben zu können. Daher müssen
Altschulden vom Bund und reicheren Ländern in nicht un-
erheblichem Ausmaß übernommen werden. Außerdem
muss den Ländern mehr Steuerautonomie zugebilligt wer-
den, denn wie soll ein Bundesland effektive Haushalts- und
Verschuldungspolitik betreiben, wenn die Einnahmenseite
in starkem Maße durch die gesetzgeberische Mitwirkung
des Bundes bei den Gemeinschaftssteuern und die Aus-
gabenseite durch Zinslasten für Altschulden massiv einge-
schränkt ist? Ohne mehr Steuerautonomie und Berücksich-
tigung von Altschulden können Regeln zur Begrenzung von
Verschuldung nicht sinnvoll wirken.

Fazit

Konstitutionelle Regeln zur Begrenzung von Verschuldung
sind ein wichtiges Instrument, um das Ziel einer langfristig
soliden Finanzpolitik zu erreichen. Die bisherige Diskussi-
on und diverse Vorschläge sind bemüht, dem Zielkonflikt
zwischen effektiver Begrenzung von Verschuldung einer-
seits und finanzpolitischer Flexibilität zur Glättung konjunk-
tureller Schwankungen andererseits Rechnung zu tragen
und durch mehr oder weniger komplexe Regeln zu ent-
sprechen. Die Gefahr dieser Vorgehensweise ist jedoch,
dass die Entscheidung über den Haushalt und damit die
Verschuldung zu einem Expertenproblem wird, von der die
politische Öffentlichkeit abgekoppelt ist. Diesem sollte ent-
gegengewirkt werden. Der Vorschlag des Wissenschaftli-
chen Beirats beim BMWI geht in die richtige Richtung, in-
dem er auf eine Identifikation der Verschuldungsursachen
verzichtet und durch eine qualifizierte Mehrheitsentschei-
dung den Haushaltsbeschluss in den politischen Mittel-
punkt zurückführt.

Bund und Länder unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht,
und daher sollten die Verschuldungsregeln für Bund und
Länder nicht identisch sein. Moralisches Risiko und Wande-
rungsbewegungen von Bürgern sprechen dafür, restriktive-
re Verschuldungsgrenzen auf Länderebene einzufordern.
Dieses macht aber nur dann Sinn, wenn gleichzeitig den
Ländern mehr finanzielle Spielräume zugemessen werden.
Dieses muss in zweierlei Hinsicht erfolgen. Zum einen be-
darf es mehr Steuerautonomie als bisher, denn die Haupt-
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steuerquellen der Länder sind Gemeinschaftssteuern. Zum
anderen muss ein Großteil der Altschulden hoch verschul-
deter Bundesländer vom Bund und besser gestellten Län-
dern einmalig übernommen werden. 
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Teilentschuldung nur mit sanktions-
bewehrter Regel

Die Föderalismuskommission zur Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen plant, noch in diesem Jahr dem
Bundestag und Bundesrat die Ergebnisse ihrer Arbeit vor-
zulegen. Während Vertreter des Bundes dabei hauptsäch-
lich Vorschläge zu restriktiveren Kreditbegrenzungsregeln
vorlegen, ist die Länderseite vor allem an der Ausgestal-
tung von Übergangsregelungen und der Schaffung »gleicher
Startchancen« interessiert. Im Gespräch ist dabei eine Teil-
entschuldung der überdurchschnittlich verschuldeten Län-
der durch die Solidargemeinschaft. Der Artikel diskutiert
die bislang eingebrachten Vorschläge und stellt anschlie-
ßend ein integriertes Reformkonzept vor. Bestandteile sind
die Einführung einer Kreditbegrenzungsregel mit verbindli-
chem Sanktionsmechanismus sowie eine Ausweitung der
Steuerautonomie für die Bundesländer. Ein Übergang kann
aus einer Kombination aus Teilentschuldung und Eigenan-
strengung erfolgen.

Reformvorschläge ohne glaubwürdige 
Sanktionen

Die in die Diskussion eingebrachten Vorschläge erlauben mit
einer Ausnahme konjunkturelle Defizite (vgl. Tab. 1). Dies ist
Ausdruck der in den Wirtschaftswissenschaften weitgehend
widerspruchsfreien Ansicht einer passiven Konjunkturpoli-
tik in Form des Wirkenlassens der automatischen Stabilisa-
toren. Einige Konzepte (Schuldenbremse, Schuldenschran-
ke, Close-to-balance-Regel, Stabilisierungsfonds) gestalten
die Regel symmetrisch, indem auch die Verpflichtung zur
Bildung von Überschüssen in Aufschwungsphasen beste-
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hen kann. Die Ermittlung der konjunkturellen Defizite und
Überschüsse erfolgt nach dem Schweizer Vorbild (vgl. für
eine Darstellung der Schweizer Schuldenbremse: Bodmer
2006). Eine Gegenüberstellung der Entwürfe verdeutlicht zu-
dem die auch unter Ökonomen uneinheitliche Ansicht über
die Art der Finanzierung öffentlicher Investitionen: Während
die Schuldenschranke und der Stabilisierungsfonds die Kre-
ditfinanzierung öffentlicher Investitionen als strukturelles De-
fizit weiterhin zulassen, wird die so genannte Goldene Re-
gel bei den anderen Vorschlägen abgeschafft (vgl. Mintz und
Smart 2006). Simulationsrechnungen von Groneck und
Plachta (2008) zeigen, dass sowohl die Close-to-balance-
Regel, welche die Möglichkeit der Kreditfinanzierung öf-
fentlicher Investitionen abschafft, als auch die Schulden-
schranke die Staatsverschuldung wirksam zu begrenzen
vermögen. 

Angesichts der schlechten Erfahrungen mit den bestehen-
den verfassungsrechtlichen Regeln zur Kreditbegrenzung
überrascht es, dass die Reformvorschläge dem Umgang mit
Regelbrüchen keinen besonderen Stellenwert einräumen.
Kitterer und Groneck (2006) zeigen, dass zwischen 1991 bis
2006 die verfassungsgemäße Regelgrenze bei 27% der Län-

derhaushalte im Vollzug überschritten wurde (vgl. Kitterer
und Groneck 2006, 561, aktualisiert mit Daten für das Jahr
2006). Selbst wenn einzelne Haushalte – meist mit mehrjäh-
riger Verspätung – für verfassungswidrig erklärt werden,
hat dies in der Vergangenheit keine Folgen nach sich gezo-
gen (vgl. Deutsche Bundesbank 2006, 47 f.). Nur zwei Re-
formen hingegen sehen automatische Sanktionen vor. Zwar
gibt es Ausführungen über ein »Frühwarnsystem«. Drei Kon-
zepte plädieren für die Schaffung eines demokratisch legi-
timierten Stabilitätsrates, welcher die Haushalte der Länder
anhand bestimmter Kriterien überwacht und bei Missach-
tung der Regeln Konsolidierungsanstrengungen vorschla-
gen oder Sanktionen verhängen kann. Die bisherigen Erfah-
rungen lassen jedoch an einer disziplinierenden Wirkung
zweifeln, insbesondere daran, dass durch einen demokra-
tisch legitimierten Rat tatsächlich glaubwürdige Sanktionen
verhängt werden. Der Finanzplanungsrat, in dem Vertreter
von Bund und Ländern laut §51a Haushaltsgrundsätzege-
setz bereits heute die Haushaltsdisziplin überwachen sol-
len, hat sich als weitgehend wirkungslos erwiesen. Eine Ana-
lyse der Beschlüsse des Finanzplanungsrats von 2002–2007
zeigt, dass in fast einem Drittel (vier von 13) der Sitzungen
keine Einigung erzielt und folglich kein Beschluss gefasst
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Tab. 1

Kreditbegrenzungsregeln für Bund und Länder

Zulässiges  Defizit 
Voraussetzung
Ausnahmeregel

Kontrolle
Auto-

matische 
Sanktion

Steuer-
Autonomie 
der Länder

CDU/CSU  
(2008, K.-Drs. 097):
Schweizer
Schuldenbremse 

konjunkturelles Defizita) 3/5- oder 2/3-
Mehrheit BT
Tilgungsplan

Ausgleichskonto,
Obergrenze: 1% des
BIP 

jac) k.A.

Bündnis90/Die Grünen 
(2007, K-Drs. 095):
Vermögensorientierte
Schuldenbremse 

konjunkturelles Defizita)

+ Nettoinvestitionen 
(Goldene Regel)

2/3-Mehrheit BT – Ausgleichskonto,
Obergrenze: 2% des
BIP  

– Stabilitätsrat

nein nur
Zuschläge

FDP  
(2008 K-Drs. 094):
Schuldenverbot

Kassenkredite < 10% 
der Einnahmen 

2/3-Mehrheit BT
verbindlicher 
Tilgungsplan

keine jad) k.A.

BMF
(2008, K-Drs. 096):
Close-to-balance

konjunkturelles Defizita)

+ 0,5% des BIP
3/5- oder 2/3-
Mehrheit BT

– Ausgleichskonto,
Obergrenze: 1 bis
2% des BIP

– Stabilitätsrat

nicht kon-
kretisiert 

k.A.

Deubel
(2008, K-Drs. 056):
Stabilisierungsfonds

konjunkturelles Defizitb)

+ Nettoinvestitionen 
(Goldene Regel)

nicht konkretisiert Stabilitätsrat nein einge-
schränktf)

Sachverständigenrat
(2007):
Schuldenschranke 

konjunkturelles Defizita)

+ Nettoinvestitionen 
(Goldene Regel)

nicht konkretisiert Ausgleichskonto,
Obergrenze: 1% des Ø
BIP der letzten fünf
Jahre 

jae) ja 

Wiss. Beirat des BMWi
(2008)

< 5% der Ausgaben
verbindliche Tilgung

3/5-Mehrheit BT keine nein k.A.

a) Das konjunkturelle Defizit wird nach dem Vorbild der Schweizer Schuldenbremse ermittelt. – b) Überdurchschnittliche Trend-
Steuereinnahmen werden auf ein Konto abgeführt, in konjunkturellen Schwächezeiten erfolgen dann Mittelzuweisungen von
diesem Konto. – c) Gestuftes Verfahren, das „Haushaltssicherung durch Einnahmeerhöhung/Ausgabenkürzung“, d.h. eine
Einschränkung der Haushaltsautonomie der Länder zur Folge haben kann. – d) Auflösung des Haftungsverbundes zwischen
Bund und den Ländern. – e) Gestuftes Verfahren, das die Verpflichtung zur Erhebung von Zuschlägen zur Grunderwerbsteuer
zur Folge haben kann, deren Aufkommen zur Rückführung der Überschreitung herangezogen werden muss. – f) Vgl. Deubel
(2007, K-Drs. 057).

Quelle: Zusammenstellung der Autoren.
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wurde. Die Vorgaben der gefassten Beschlüsse wurden
schließlich in 36% der Fälle nicht eingehalten.1 Auf europäi-
scher Ebene lässt sich beim Ecofin-Rat ein ähnliches Mus-
ter aufzeigen. Das Problem demokratisch legitimierter Räte
ist, dass die Mitglieder über ihre eigene Haushaltsdisziplin
bzw. die ihrer Kollegen entscheiden. Aufgrund gegenseiti-
ger Rücksichtnahme fallen disziplinierende Maßnahmen
dementsprechend milde aus.

Übergangsszenarien in der Diskussion

Die öffentlichen Haushalte erzielten 2007 annähernd einen
ausgeglichenen Gesamthaushalt. Bei einzelnen Ländern be-
stehen hingegen noch immer hohe strukturelle Defizite, die
bei der Einführung einer neuen Budgetregel als Problem an-
gesehen werden. Einige Länder sehen sich nicht in der La-
ge, diese eigenständig bzw. innerhalb kurzer Zeit abzubau-
en.2 Das Saarland, Bremen und Schleswig-Holstein sehen
sich sogar außerstande, bis 2019 einen ausgeglichenen
Haushalt vorzulegen (vgl. Bericht der AG Haushaltsanalyse
2008, 11).

Zahlreiche Vorschläge mit dem Ziel einer gemeinschaftlichen
Konsolidierung sind inzwischen vorgebracht worden. Die
Wissenschaft setzt einerseits auf Eigenanstrengung und fes-
ten Zielvorgaben (vgl. Sachverständigenrat 2007) und an-
dererseits auf eine solidarische Teilentschuldung durch die
Ländergesamtheit ohne die Beteiligung des Bundes an den
Lasten (vgl. Groneck und Kitterer 2007). Die Vorschläge
aus der Politik beruhen hingegen auf einer Finanzierung
aus Bundesmitteln. Quer durch die Parteienlandschaft wer-
den Ansprüche auf einen Länderanteil an den überschüssi-
gen Mitteln des Solidaritätszuschlags geltend gemacht, der
eine Zinslastenhilfe3 oder (Teil-)Entschuldung4 finanzieren
soll. Die degressive Ausgestaltung der Solidarpaktmittel er-
zeugt bei konstantem Zuschlagssatz ab 2010 Einnahmen-
überschüsse, die rechtlich einzig dem Bund zustehen. Der
Bund hat mit dem Hinweis des hohen Anteils an der gesamt-
staatlichen Verschuldung eine Beteiligung bislang strikt ab-
gelehnt. Eine Zinslastenhilfe andererseits verlagert das Pro-
blem übermäßiger Verschuldung in die Zukunft, und es bleibt
offen, wie die Landeshaushalte nach dem Wegfall der Hil-
fen die offenen Zins- und Tilgungslasten tragen sollen. Die

Bezuschussung weckt, obwohl sie zeitlich begrenzt ist, die
Hoffnung auf erneute Unterstützung, so wie auch Bremen
und das Saarland derzeit erneut vor dem Bundesverfas-
sungsgericht klagen.

Eine grundlegende Neugestaltung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehung 

Die Situation der Bundesländer erfordert ein umfangreiches
Konzept, das nach unserem Vorschlag aus fünf Säulen be-
steht: Die Einengung des weiterhin zulässigen jährlichen De-
fizits einschließlich einer Ausnahmeklausel, ein verbindlicher
Kontroll- und Sanktionsmechanismus, die Schaffung von
Steuerautonomie auf Länderebene, ein Defizitabbaupfad so-
wie eine Teilentschuldung.

1. Zulässiges Defizit. Es wird eine Kreditbegrenzungsregel
in Anlehnung an die vom Bundesministerium der Finanzen
(BMF) konzipierte Close-to-Balance-Regel in allen Bundes-
ländern eingeführt. Demnach erfolgt eine Abkehr von der
Goldenen Regel. Erlaubt sind ein konjunkturelles Defizit ge-
mäß dem Vorgehen der Schweizer Schuldenbremse sowie
ein strukturelles Defizit in Höhe von 0,25% des landesspe-
zifischen Bruttoinlandsprodukts.5 Zusätzlich wird eine Aus-
nahmeklausel für unvorhersehbare Situationen wie Natur-
katastrophen implementiert, die eine zeitweilige Überschrei-
tung erlaubt. Um Missbrauch künftig zu verhindern, müssen
jedoch eine hohe parlamentarisch Hürde von zwei Drittel der
Mitglieder des Parlaments und ein verbindlicher Tilgungs-
plan vorgesehen werden. 

2. Sanktionsmechanismus. Ein Sanktionsmechanismus
sollte nicht nur – wie einfache Geldbußen – disziplinieren,
sondern zusätzlich auch eine Finanzierungsfunktion erfül-
len. Hierbei ist ein Verfahren zu implementieren, das als
Sanktionsmaßnahme die Verpflichtung zu Steuererhöhun-
gen vorsieht.6 Der Beirat beim BMF plädiert für eine weiter
reichende Steuerautonomie der Länder (vgl. Wissenschaft-
licher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 2005,
47). Er sieht die Einführung eines Zuschlags zur Einkom-
men- und Körperschaftsteuer vor, welches eingebettet ist
in ein Haushaltsnotlagenpräventionssystem (vgl. auch Seitz
2007, K-Drs. Nr. 23, 19).

Ein einfaches und transparentes Verfahren wird geschaf-
fen, wenn die Verpflichtung zur Erhebung eines Zuschlags
zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer direkt an die ein-
zuführende Budgetregel gekoppelt wird. Anknüpfungs-
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1 Verglichen wurde die Vorgabe der Beschränkung des Ausgabenwachs-
tums für die Länder auf jahresdurchschnittlich 1% mit dem tatsächlichen
Ausgabenwachstum. Berücksichtigt wurden die Beschlüsse der 95.–107.
Sitzung des Finanzplanungsrats. Die Haushaltsdaten wurden dem Finanz-
bericht 2008 entnommen.

2 In den mittelfristigen Finanzplanungen von Bremen, Hamburg, Saarland,
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen findet sich
lediglich die Verpflichtung zu einem kontinuierlichen Rückgang der Neu-
verschuldung.

3 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen (2007), Kommission zur Modernisierung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen, Kommissionsdrucksache (K-Drs.) Nr. 95,
Kretschmann (2007), K-Drs. Nr. 91 und Deubel (2007), K-Drs. Nr. 56.

4 Vgl. Carstensen (2008, K-Drs. Nr. 106), Müller (2007, K-Drs. Nr. 25), Koch
(2008, K-Drs. Nr. 107) und Deubel (2007).

5 Zusätzlich ist nach der Close-to-balance-Regel die Schuldenfinanzierung
der Nettofinanztransaktionen, z.B. Privatisierungserlöse, defizitneutral.

6 Der ebenfalls sinnvolle Vorschlag der Schaffung eines Insolvenzverfahrens
für alle Gebietskörperschaften, in dessen Rahmen die Gläubiger an den
Kosten der Finanzkrise beteiligt würden, kann hier nicht eingehend disku-
tiert werden (vgl. Beirat des BMF (2005, 17 ff. und Stellungnahme zur An-
hörung am 22. Juli 2007 von Prof. Dr. Konrad (K-Drs. Nr. 020, 12).
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punkt ist ein Ausgleichskonto, das die Überschreitungen
der zulässigen Defizitgrenze nach der Close-to-balance-
Regel erfasst. Die Obergrenze des Kontos beträgt 1% des
fünfjährigen Jahresdurchschnitts des landesspezifischen
BIP. Bis zur Obergrenze besteht ein diskretionärer Haus-
haltsspielraum, der ohne Sanktionen ausgeschöpft wer-
den kann. Kommt es zu einer Überschreitung dieser Gren-
ze, so ist ein Zuschlag zur Einkommensteuer zu erheben
und dem Ausgleichskonto zuzuführen, bis die Obergren-
ze wieder unterschritten ist. Der Zuschlagsatz ist so zu
bemessen, dass das dadurch (hypothetisch) generierte
Steuereinkommen ein Drittel der Überschreitung der Gren-
ze innerhalb eines Jahres abzubauen vermag. Bezugspunkt
für die Berechnung des Steuersatzes ist die Einkommen-
steuerschuld des vergangenen Jahres. Das Verfahren be-
nötigt keine Prognosewerte. Höhere Überschreitungen er-
fordern die Anpassung des Zuschlags, so dass Anreize zur
Einhaltung der Regelgrenzen bestehen. Die Bürger des
Landes erfahren anhand der höheren Einkommensteuer
direkt die Folgen einer unsoliden Finanzpolitik ihrer Regie-
rung. Im Gegensatz zu einer Geldbuße stellt dieser Sank-
tionsmechanismus keine reine Bestrafung dar. Vielmehr
werden die Länder bei einer überhöhten Kreditaufnahme
dazu verpflichtet, ihre Ausgaben über höhere Steuern zu
finanzieren. 

3. Steuerautonomie. Eine weiter führende Steuerautono-
mie für die Bundesländer ist aus zwei Gründen integraler
Bestandteil des Konzepts: Zum einen ist sie für die Schaf-
fung eines wirksamen Sanktionsmechanismus notwendig.
Zum anderen muss der Einschränkung der Nettokreditauf-
nahme durch die Close-to-balance-Regel eine Ausweitung
bei der Generierung von Steuereinnahmen gegenüberste-
hen, um Gestaltungsmöglichkeiten der Länder auf der Ein-
nahmeseite zu garantieren. Die Länder erhalten das Recht,
Zuschläge auf die Einkommensteuer zu erheben. In Anleh-
nung an den Solidaritätszuschlag kann der Zuschlag auf die
Steuerschuld erfolgen. Das erzielte Steueraufkommen ist
nicht in den Finanzausgleich einzubeziehen. Die gemein-
same Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer bleibt
erhalten.

4. Teilentschuldung. Aufgrund der unterschiedlichen Aus-
gangslage der einzelnen Bundesländer erfolgt eine Teilent-
schuldung durch die Ländergesamtheit nach Groneck und
Kitterer (2007). Diese sieht die Einrichtung eines Schulden-
fonds vor, in den die Flächenländer die überdurchschnittli-
che Pro-Kopf-Verschuldung und die Stadtstaaten die Ver-
schuldung über dem 1,35-fachen des Durchschnitts abtre-
ten. Die Finanzierung erfolgt durch die Ländergesamtheit in
Form niedrigerer Umsatzsteueranteile.

5. Defizitabbaupfad. Neben der Teilentschuldung sind
auch Eigenanstrengungen der Länder erforderlich, um die
künftigen Kreditregeln einzuhalten. Strukturelle Ausga-

benüberhänge werden durch die Implementierung eines
verbindlichen Defizitabbaupfades schrittweise zurück-
geführt. Einzelnen Ländern werden höhere strukturelle
Defizite zugestanden, deren Höhe genau zu präzisieren
ist. In einer Übergangsphase von fünf Jahren laufen die-
se degressiv aus. Die im Zeitverlauf akkumulierte Verschul-
dung im Defizitabbaupfad ist nicht von der Gemeinschaft
zu schultern.

Ist eine Umsetzung heute machbar?

Die finanziellen Auswirkungen des Gesamtkonzepts auf die
Einnahmen nach dem Finanzausgleich werden im Folgen-
den für das Jahr 2006 aufgezeigt. Die Close-to-balance-Re-
gel erlaubt weiterhin Defizitquoten in Höhe von 0,13% in
Mecklenburg-Vorpommern bis 0,62% im Saarland. Aufgrund
der (partiell) symmetrischen Ausgestaltung werden Über-
schüsse in Niedersachsen (0,13%) und Sachsen (0,04%)
verlangt. Die hohen realisierten Defizite der Länder erfor-
dert jedoch in zehn Ländern Konsolidierungserfordernisse
(siehe Tab. 2, Sp. 2).

Zur Konsolidierung stehen mehrere Finanzierungsinstru-
mente zur Verfügung. Ein Teil davon wird über die Entschul-
dung durch die Solidargemeinschaft getragen. Die Fonds-
summe der Teilentschuldung beläuft sich auf 74,4 Mrd. €
und speist sich aus zwölf stark verschuldeten Ländern.
Nur Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und Sachsen
zählen nicht dazu. Die Schuldenreduktion senkt die Zins-
lasten dieser Länder, wovon besonders alle Stadtstaaten,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und das Saarland pro-
fitieren (siehe Sp. 3). Die Tilgung und Bedienung der Zins-
last erfolgt durch den Bund, der in Höhe der Annuität von
4,6 Mrd. € für 30 Jahre Umsatzsteueranteile von den Län-
dern erhält.7 Die Belastungen der Länderhaushalte durch
die entgangenen Steuereinnahmen bestimmen sich erst
nach dem Länderfinanzausgleich (siehe Sp. 4). Die konjunk-
turbereinigten Mindereinnahmen reduzieren die Höhe des
zulässigen Defizits. 

Durch die Einführung der Schuldenregel bei zeitgleicher Ent-
schuldung bleiben für viele Länder Konsolidierungserforder-
nisse bestehen. Die Entschuldung hat für die Beseitigung
übermäßiger Zinslasten gesorgt – verbliebene Ausgaben-
überhänge sind somit ein Indiz für überhöhte Primärausga-
ben. Vor allem das Saarland und Bremen müssen weitere
Konsolidierungen in Höhe von 575 bzw. 442 Mill. € durch-
führen. Auch die AG Haushaltsanalyse (2008, 21) nach der
Position von Bund, Bayern und Berlin beziffert die saldier-
ten Ausgabenüberhänge für das Saarland auf 319 Mill. €
und für Bremen auf 445 Mill. €. 
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7 Hierbei wurde ein Zinssatz von 4,5% unterstellt.
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Zur Finanzierung des verbliebenen Fehlbetrags stehen das
Ausgleichskonto, Steuerzuschläge sowie Ausgabenkürzun-
gen zur Verfügung. Die Überschreitung des zulässigen De-
fizits von Nordrhein-Westfalen etwa kann durch das Aus-
gleichskonto gedeckt werden, welches dann jedoch be-
reits im ersten Jahr zu 60% ausgelastet ist. Ein Zuschlag
auf die Einkommensteuerschuld beispielsweise in Höhe von
5% kann einen Teil einer Konsolidierungsstrategie darstel-
len, der die Haushalte von Bremen und dem Saarland zu
knapp einem Sechstel von ihren strukturellen Ausgaben-
überhängen entlastet.

Insgesamt zeigt sich, dass eine Teilentschuldung der Bun-
desländer und die maßvolle Erhebung von Zuschlägen zur
Einkommensteuer bei einer Überleitung zu strengeren Bud-
getregeln nicht ausreichen. Die Beeinträchtigung der Primär-
ausgaben im Saarland und Bremen ist derart hoch, dass die
Einführung neuer Budgetregeln noch flankierender Maßnah-
men bedarf. Hierbei müssen die betroffenen Länder Eigen-
anstrengungen in Form eines verbindlichen Abbaupfads der
strukturell überhöhten Ausgaben leisten. Erfolgreich hat die
Schweiz dies bei der Einführung der Schuldenbremse um-
gesetzt.
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Tab. 2

Konsolidierungserfordernis und Finanzierungsinstrumente

Close-to-balance-Regel Finanzierungsinstrumente

Teilentschuldung
Ausgleichs-

konto 
Steuer-

autonomie

Zulässiges 
Defizit 

Über-
schreitunga) Zinsersparnis

Einnahmen-
rückgang 

Obergrenzeb) Aufkommen
5% 

Euro je
Einwohner

(1) (2) (3) (4) (5) (6) 

Baden-
Württemberg 

87 0 0 – 55 299 125 

Bayern 105 0 0 – 55 316 125 
Hessen 116 0 0 – 55 328 134 
Niedersachsen – 10 20 9 – 54 236 91 
Nordrhein-
Westfalen 

103 132 34 – 55 268 111 

Rheinland-Pfalz 126 156 24 – 54 237 100 
Saarland 168 598 103 – 54 256 82 
Schleswig-
Holstein 

70 230 83 – 54 238 99 

Brandenburg 82 10 15 – 54 189 53 
Mecklenburg-
Vorpommern

24 0 28 – 54 186 46 

Sachsen – 21 0 0 – 54 199 47 
Sachsen-Anhalt 29 119 96 – 54 191 47 
Thüringen 82 48 43 – 54 191 48 
Berlin 127 395 369 – 72 232 88 
Bremen 153 1 082 489 – 72 366 102 
Hamburg 130 0 136 – 69 459 158 
Gesamt 82 84 41 – 56 269 103 
a) Differenz aus zulässigem und realisiertem Defizit; entspricht dem Konsolidierungserfordernis. – b) 1% des durch-
schnittlichen BIP der letzten fünf Jahre.

Quelle: Statistisches Bundesamt, FS 14, R 2, Vierteljährliche Kassenergebnisse der öffentlichen Haushalte, 1.–4. Vj. 2006,
FS 14 R 5, Schulden der öffentlichen Haushalte, Einwohner, Landes-BIP: VGR der Länder (www.vgrdl.de), Vorläufige
Abrechnung des Länderfinanzausgleichs für das Jahr 2006 (www.bundesfinanzministerium.de), BIP 1981–2007 vom
Sachverständigenrat zur Verfügung gestellt; Berechnungen der Autoren.
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Der wichtigste Indikator für Konjunktur
und Wachstum in einer Volkswirtschaft
ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das
BIP misst den Wert der im Inland ent-
standenen Waren und Dienstleistungen,
soweit diese nicht als Vorleistungen für
die Produktion anderer Güter verwendet
werden. Für den Nachweis des Wirt-
schaftswachstums wird normalerweise
auf das reale, preisbereinigte BIP abge-
stellt. Das Statistische Bundesamt (De-
statis) und auch die an der Gemein-
schaftsdiagnose beteiligten Wirtschafts-
forschungsinstitute haben bis zum Früh-
jahr 2005 die Entwicklung des realen BIP
und seiner Komponenten in konstanten
Preisen eines festen Basisjahres nach-
gewiesen (Festpreisbasis). Das reale BIP
im Berichtsjahr t ergab sich formal als
Summe von Gütermengen q(t), die mit
den Preisen p(0) eines festen Basisjah-
res 0 bewertet wurden:

BIP(t) = ∑ q(t)p(0)

Die Güterindizes (i) sind zur Vereinfa-
chung weggelassen, das Summenzei-
chen ist als Summation über die ver-
schiedenen Güterarten aufzufassen. Je
weiter die aktuelle Periode vom Basis-
jahr entfernt war, desto weniger aus-
sagefähig war die statistisch gemesse-
ne Volumenentwicklung, da die Preis-
struktur des Basisjahrs immer weniger
repräsentativ wurde. Deshalb wurde die
Basisperiode (zuletzt: 1995) vom Sta-
tistischen Bundesamt in der Regel alle
fünf Jahre aktualisiert, um derartigen
Verschiebungen in den relativen Prei-
sen angemessen Rechnung tragen zu
können. 

Seit der umfassenden Revision der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen vom

April 2005 wird das reale, preisbereinigte
BIP auf der Grundlage einer jährlich wech-
selnden Preisbasis (Vorjahrespreisbasis)
berechnet (also z.B. Ergebnisse für das
Jahr 2007 in Preisen von 2006):

BIP(t) = ∑ q(t)p(t-1)

Die Ergebnisse werden vom Statistischen
Bundesamt (2003, 1; vgl. auch Braakmann
et al. 2005) als »unverkettete Volumenan-
gaben in Vorjahrespreisen (Mrd. EUR)« be-
zeichnet. 

Die Herleitung durchgängiger Zeitreihen-
werte ist bei der neuen Volumenrechnung
allerdings aufwendiger als auf herkömm-
licher Festpreisbasis, denn die unverket-
teten Volumenangaben können aufgrund
der jährlich wechselnden Preisbasis zeit-
lich nicht direkt miteinander verglichen
werden. Die Lösung des Problems besteht
darin, jährliche Messziffern (Wachstums-
faktoren) zu bilden und diese zu verketten.
Als Messziffer für die Entwicklung des
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts im
Jahr t gegenüber dem Vorjahr t – 1 dient
in Deutschland (und in den anderen EU-
Mitgliedstaaten) ein Laspeyres-Index
∆BIP(t, t – 1), was eine Deflationierung
nach Paasche impliziert (vgl. Nierhaus
2005a). Formal werden dazu die unver-
ketteten Volumenangaben ∑ q(t) p(t –1)
des laufenden Jahres in Relation zum no-
minalen Bruttoinlandsprodukt des Vorjah-
res ∑ q(t – 1) p(t –1) gesetzt:

∆BIP (t, t – 1) = 
∑ q(t) p(t – 1)/∑ q(t – 1) p(t – 1)

Die gesuchte längerfristige Repräsentati-
on des realen BIP erhält man durch Ver-
kettung (»Chain-Linking«) der jährlichen
Messziffern ∆BIP(t, t – 1): 

Zur Veröffentlichungspraxis im Gemeinschaftsgutachten

Wolfgang Nierhaus

Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt: 

Seit der umfassenden Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im Frühjahr 2005 und

der damit verbundenen Umstellung von der Festpreisbasis auf die Vorjahrespreisbasis präsentiert

das Statistische Bundesamt reale Ergebnisse vorrangig in Form von dimensionslosen Kettenindi-

zes. Die Wirtschaftsforschungsinstitute veröffentlichen die realen Prognosewerte in ihren Gemein-

schaftsgutachten auf der Basis verketteter Volumenangaben (in Mrd. Euro). Der Einsatz verkette-

ter Volumina wird zurzeit jedoch kritisch hinterfragt (vgl. Leifer und Tennagels 2008). Der vorlie-

gende Beitrag stellt die beiden Konzepte vor und diskutiert das Pro und Kontra.
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∆∆BIP (t, 0) = Π k=1,..,t ∆BIP (k, k – 1) x 100 
= ∆BIP (t, t –1) x ∆∆BIP (t – 1,0)

Der dimensionslose (Ketten-)Index ∆∆BIP (t, 0) vom Laspey-
res-Typ zeigt die Veränderung des preisbereinigten BIP im
Berichtsjahr t gegenüber dem sog. Referenzjahr 0, d.h. es gilt
∆∆BIP (0, 0) = 100. Die Wahl des Referenzjahres ändert nichts
an den Werten der einzelnen Kettenglieder ∆BIP (t, t – 1), es
dient – anders als das Preisbasisjahr bei der Festpreisme-
thode – lediglich als »Referenzpunkt«. Soll das Referenzjahr
auf ein anderes Jahr ζ umbasiert werden, so sind alle Ele-
mente ∆∆BIP (t, 0) der Zeitreihe durch den Stand des Index
im neuen Referenzjahr ∆∆BIP (ζ, 0) zu dividieren und mit 100
zu multiplizieren. 

Durch die wechselnde und zeitnahe Preisbasis bei der Vo-
lumenmessung wird die Verzerrung der realen Wachstums-
raten, die sich beim früheren Festpreisbasiskonzept infolge
der konstant gehaltenen Preisstruktur ergeben konnte, au-
tomatisch ausgeschaltet. Damit ist der im früheren Festpreis-
konzept periodisch vorgenommene Wechsel zu einem ak-
tuelleren Preisbasisjahr nicht mehr notwendig. Konzeptio-
nell folgte die neue Methode, die sowohl für die Jahres- als
auch für die Quartalsrechnung der VGR eingeführt wurde,
den Empfehlungen des revidierten System of National Ac-
counts (SNA 1993) und des Europäischen Systems Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 1995). Der Sys-
temwechsel steht in Zusammenhang mit dem Stabilitäts-
und Wachstumspakt von 1997, der bei Verletzung des staat-
lichen Defizitziels Sanktionsmechanismen sowie Ausnah-
meregelungen vorsieht, die vor allem auf die Wachstums-
rate des realen Bruttoinlandsprodukts fokussieren.

Das Statistische Bundesamt stellt in seinen Veröffentlichun-
gen für das preisbereinigte BIP vorrangig auf Kettenindizes
ab; diese werden grundsätzlich auf zwei Stellen nach dem
Komma gerundet publiziert. Die jährlichen Wachstumsraten
und die Wachstumsbeiträge (zum realen BIP) werden aus
den derart gerundeten Indizes ermittelt (vgl. Statistisches
Bundesamt 2005, 1). Spezielle Probleme bereitet auf Vor-
jahrespreisbasis die Verkettung von Saldengrößen wie Au-
ßenbeitrag oder Vorratsinvestitionen, bei denen ein Vorzei-
chenwechsel möglich ist. Von der amtlichen Statistik wird
der preisbereinigte Außenbeitrag deshalb nicht als Ketten-
index dargestellt, sondern nur als impliziter Wachstumsbei-
trag zum realen BIP. Das Gleiche gilt für die preisbereinigte
Entwicklung der Vorratsveränderungen.1

Die Wirtschaftsforschungsinstitute haben in ihren Gemein-
schaftsdiagnosen jedoch eine andere Darstellungsform für

das reale BIP gewählt: In der neuen Volumenrechnung kön-
nen reale Ergebnisse nämlich ebenso gut als vergleichbare
Absolutwerte ausgedrückt werden (vgl. Arbeitsgemeinschaft
deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitu-
te 2005, 30). Für das BIP erhält man derartige, in Währungs-
einheiten transformierte Volumenwerte (zum Referenzjahr 0),
indem die Werte des Kettenindex ∆∆BIP (t, 0) mit dem nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt des Referenzjahres ∑ q(0) p(0)
multipliziert und dann durch 100 dividiert werden: 

BIP(t, 0) = ∆∆BIP (t, 0) x ∑ q(0) p(0)/100

Das Statistische Bundesamt hält transformierte BIP-Anga-
ben für interessierte Datennutzer unter der Bezeichnung
»verkettete Volumenangaben (Mrd. EUR)« in Form von Ex-
cel-Tabellen auf Anfrage bereit. Die realen Absolutwerte wer-
den dabei vom Amt mit fünf Nachkommastellen ausgewie-
sen; die Rechengenauigkeit ist aber insgesamt nicht größer,
weil die Ergebnisse aus den zuvor mit zwei Nachkomma-
stellen gerundeten Kettenindizes ermittelt wurden. Auch bei
verketteten Volumenangaben ist der Wechsel zu einem an-
deren Referenzjahr ζ ohne weiteres möglich: Hierzu ist der
verkettete Volumenwert BIP(t, 0) im Jahr t lediglich durch
den Faktor BIP(ζ, 0) zu dividieren und mit ∑ q(ζ) p(ζ) zu mul-
tiplizieren. Dabei bezeichnen BIP(ζ, 0) den verketteten Vo-
lumenwert im Jahr ζ (zum Referenzjahr 0) und ∑ q(ζ) p(ζ) das
nominale Bruttoinlandsprodukt im Jahr ζ. Verkettete Volu-
menangaben dürfen allerdings nicht mit den im früheren
Festpreissystem üblichen Ergebnissen »in konstanten Prei-
sen eines festen Basisjahres« gleichgesetzt werden; der Aus-
druck BIP(t, 0) wird von allen Mengen- und Preisbewegun-
gen im Zeitraum 0 bis t beeinflusst. Diese fehlende Anschau-
lichkeit gilt freilich auch für den vom Statistischen Bundes-
amt vorrangig ausgewiesen Kettenindex, der, anders als
ein üblicher Laspeyres-Mengenindex, weder als Ausgaben-
verhältnis noch als gewogenes arithmetisches Mittel von
Mengenmesszahlen aufzufassen ist.2

Beide Repräsentationen des preisbereinigten BIP haben
naturgemäß identische Wachstumsraten, weil verkettete
Volumenwerte nichts anderes sind als auf ein bestimmtes
Referenzjahr skalierte Kettenindexwerte. Vorteilhaft bei der
Verwendung verketteter Volumenwerte anstelle von Ketten-
indizes ist, dass die Größenordnung realer Größen weiter-
hin dargestellt werden kann, was dem Nutzer hilft, die re-
lative Bedeutung der Volumenaggregate zu erkennen. Hin-
zu kommen nicht unbeträchtliche rechentechnische Er-
leichterungen, z.B. bei der Ermittlung impliziter VGR-Preis-
indizes (Deflatoren). So ergibt sich der BIP-Deflator bei
der Verwendung verketteter Volumenangaben wie im frü-
heren Festpreissystem als Quotient aus dem nominalen
bzw. realen BIP. Wählt man hingegen die Kettenindexdar-
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1 Der implizite Wachstumsbeitrag des Außenbeitrags ergibt sich als Sum-
me der Wachstumsbeiträge von Exporten bzw. Importen; der Wachstums-
beitrag der Vorratsveränderungen folgt aus dem Wachstumsbeitrag der
gesamten Bruttoinvestitionen abzüglich des Wachstumsbeitrags der Brut-
toanlageinvestitionen (vgl. Nierhaus 2005b; 2007).

2 Zu einer umfassenden Kritik von Kettenindizes in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen siehe von der Lippe (1999; 2000).
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stellung, so müssen die nominalen BIP-Ergebnisse zuvor
in Messzahlen (Referenzjahr = 100) transformiert werden.
Ähnliches gilt für die Veränderungsraten von Beziehungs-
zahlen, die aus dem realen Bruttoinlandsprodukt abgelei-
tet werden (z.B. Lohnstückkosten; Arbeitsproduktivität). In
der amtlichen Vierteljahresrechnung findet sich beispiels-
weise bei den Lohnstückkosten nach dem Personenkon-
zept die Rechenvorschrift »Lohnkosten (je Arbeitnehmer,
umgerechnet auf Messzahlen 2000 = 100) in Relation zur
Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen«. Letztere folgt aus
dem »Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt, Kettenindex
2000 = 100) je Erwerbstätigen (umgerechnet auf Messzah-

len 2000 = 100)«. Alles in allem sind zur Berechnung der
Lohnstückkosten, die von Destatis als Index (zur Basis
2000) ausgewiesen werden, sieben Zahlen miteinander
zu verknüpfen. Auf der Basis verketteter Volumenwerte
kann man die Lohnstückkosten als Niveaugröße nach der
Formel »Lohnkosten je Arbeitnehmer in Relation zum rea-
len Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen« berechnen;
die Zahl der Rechengrößen reduziert sich bei diesem An-
satz – sofern der verkettete BIP-Volumenwert direkt aus
den Destatis-Zusatztabellen entnommen wurde – auf vier.
Für die Ermittlung von Wachstumsraten ist es aber ohne
Belang, ob Niveauwerte oder Indizes zueinander in Bezie-
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Auf Vorjahrespreisbasis sind verkettete Absolutwerte nicht additiv, d.h eine Summe von verketteten Teilaggregaten weicht im

Allgemeinen vom Wert des verketteten Gesamtaggregats ab. Mit Ausnahme der verketteten Ergebnisse für das Referenzjahr
und das jeweils darauf folgende Jahr entstehen Verkettungsdifferenzen (Residuen). In der Modellrechnung setzt sich das Brut-
toinlandsprodukt vereinfacht aus den Ausgaben für zwei Gütergruppen (Konsumgüter und Investitionsgüter) zusammen. Jede

Gütergruppe besteht wiederum aus zwei Gütern (Konsumgut 1 und Konsumgut 2 bzw. Investitionsgut 1 und Investitionsgut 2).
Der Nachweis der realen Größen (Kettenindizes, verkettete Volumina) erfolgt in der Modellrechnung zunächst auf Basis des
Referenzjahres 2000, danach auf Basis des Jahres 2003.

Berechnet zum Referenzjahr 2000 ergibt z.B. die Summe der verketteten Konsum- bzw. Investitionsausgaben im Jahr 2003
einen Wert von 3724,67 (= 2714,75 + 1009,92), während sich das Ergebnis für das verkettete BIP auf 3714,22 beläuft. Die

Verkettungsdifferenz (Residuum) beträgt – 10,45 oder – 0,3% des realen BIP. Im Jahr 2004 beträgt die Verkettungsdifferenz –
21,50 bzw. – 6% des realen BIP, was zeigt, dass die Residuen mit wachsender Distanz zum Referenzjahr dem Betrag nach
zunehmen. Durch den Wechsel des Referenzjahrs kann die Additivität für einen anderen Zeitabschnitt hergestellt werden. Wird

z.B. auf das Referenzjahr 2003 umgestellt, so beläuft sich in diesem Jahr die Summe der verketteten Konsum- bzw. Investiti-
onsausgaben auf 3867,60 (= 2985,50 + 882,10), was exakt dem verketteten realen BIP entspricht. Auch im Jahr 2004 addieren
sich die verketteten Teilvolumina zum realen BIP, da sie den (additiven) unverketteten Volumenangaben in Vorjahrespreisen 

gleichen. Allerdings sind die verketteten Volumina in den Jahren 2000 und 2001 jetzt nicht mehr additiv. Diese Zusammenhän-
ge werden bei der Darstellung in Form von Kettenindizes verdeckt, sie werden erst bei einem Ergebnisnachweis in Form verket-
teter Volumenangaben deutlich.

Mengen Preise Mengen Preise Mengen Preise Mengen Preise
    

2000 300,00 6,00 200,00 4,00 100,00 6,00 50,00 4,00
2001 310,00 6,10 195,00 4,30 104,00 5,90 60,00 3,60
2002 320,00 6,20 190,00 4,60 108,00 5,80 70,00 3,20
2003 330,00 6,30 185,00 4,90 113,00 5,70 85,00 2,80
2004 340,00 6,40 180,00 5,30 118,00 5,60 100,00 2,50

 

in Verketteter Verkettete in Verketteter Verkettete Verketteter in %

Periode jeweiligen Laspeyres- Volumina jeweiligen Laspeyres- Volumina Laspeyres- des

Preisen Index (Referenz- Preisen Index (Referenz- Index realen
 (2000 = 100) jahr 2000)  (2000 = 100) jahr 2000) (2000 = 100)   BIP

2000 2600,00 100,00 2600,00 800,00 100,00 800,00 100,00 3400,00 0,00 0,0
2001 2729,50 101,54 2640,00 829,60 108,00 864,00 103,06 3504,00 0,00 0,0
2002 2858,00 103,01 2678,20 850,40 115,76 926,07 105,93 3601,57 -2,71 -0,1
2003 2985,50 104,41 2714,75 882,10 126,24 1009,92 109,24 3714,22 -10,45 -0,3
2004 3130,00 105,76 2749,76 910,80 136,33 1090,64 112,32 3818,90 -21,50 -0,6

 

in Verketteter Verkettete in Verketteter Verkettete Verketteter in %
Periode jeweiligen Laspeyres- Volumina jeweiligen Laspeyres- Volumina Laspeyres- des

Preisen Index (Referenz- Preisen Index (Referenz- Index realen
 (2003 = 100) jahr 2003)  (2003 = 100) jahr 2003) (2003 = 100)   BIP

2000 2600,00 95,77 2859,30 800,00 79,21 698,75 91,54 3540,40 -17,65 -0,5
2001 2729,50 97,25 2903,29 829,60 85,55 754,65 94,34 3648,69 -9,24 -0,3
2002 2858,00 98,65 2945,31 850,40 91,70 808,86 96,97 3750,29 -3,88 -0,1
2003 2985,50 100,00 2985,50 882,10 100,00 882,10 100,00 3867,60 0,00 0,0
2004 3130,00 101,29 3024,00 910,80 107,99 952,60 102,82 3976,60 0,00 0,0

a) Differenz zwischen dem realen Bruttoinlandsprodukt und der Summe aus realen Konsum- und Investitionsgütern (jeweils verkettete Volumina).

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

Vorjahrespreisbasis und »Nichtadditivität«

produkt in
jeweiligen

Preisen

3400,00

Investitionsausgaben

Referenzjahr 2000

Investitionsgut 2

Konsumausgaben Investitionsausgaben Bruttoinlandsprodukt

3559,10
3708,40
3867,60
4040,80

Bruttoinlands-Konsumgut 1 Konsumgut 2 Investitionsgut 1

(Referenzjahr 2003)

Verkettete

Volumina

(Referenzjahr 2000)

Bruttoinlandsprodukt Residuuma)

Volumina
Verkettete

Referenzjahr 2003

Konsumausgaben

Residuuma)

Modellrechnung
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hung gesetzt werden; aus beiden Reihen folgen numerisch
gleiche Ergebnisse.

Schließlich manifestiert sich die Nichtadditivität realer Ergeb-
nisse, eine zentrale Eigenschaft der neuen Methodik, über-
haupt erst in Form vergleichbarer Absolutwerte. Verkettete
Volumina von Teilaggregaten lassen sich mit Ausnahme der
Ergebnisse für das Referenzjahr und das darauf folgende
Jahr nicht zum verketteten Volumenwert des Gesamtaggre-
gats aufaddieren.3 So ergibt die Summe der verketteten
Wertschöpfungskomponenten nicht den verketteten Volu-
menwert des BIP (das Gleiche gilt für regionale Aggregate
innerhalb Deutschlands oder für Länderaggregate innerhalb
Europas). Es entstehen Verkettungsdifferenzen (Residuen),
die mit zunehmender Rechentiefe und mit wachsendem Ab-
stand vom Referenzjahr in der Regel dem Betrag nach grö-
ßer werden (vgl. Modellrechnung). Aus diesem Grund müs-
sen für die Ermittlung von nicht explizit veröffentlichten Po-
sitionen, rechnerischen Wachstumsbeiträgen und realen Vo-
lumenanteilen am Bruttoinlandsprodukt (BIP-Quoten) neue
Algorithmen gefunden werden (vgl. Tödter 2005; 2006). Für
die automatisierte Aggregation sowie für die Berechnung
von Wachstumsbeiträgen hat die Deutsche Bundesbank so-
gar ein Excel-Makro (KIX) entwickelt.4 Bereits im Vorfeld der
VGR-Revision 2005 konstatierte die amtliche Statistik: »Bei
den Kettenindizes selbst ist dieses Problem natürlich nicht
direkt erkennbar, es wird aber offensichtlich, wenn man die
verketteten Absolutwerte (bezogen auf ein Referenzjahr) be-
trachtet.« (Statistisches Bundesamt 2003, 6). 

Die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute ha-
ben aus all diesen Gründen der Darstellung realer Ergeb-
nisse anhand von vergleichbaren Absolutwerten (in Mrd.
Euro) anstelle von dimensionslosen Kettenindizes in ihren
Frühjahrs- und Herbstgutachten den Vorzug gegeben. Kei-
nesfalls soll damit der fundamentale Paradigmenwechsel in
den deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
überspielt und die Kluft zwischen altem und neuem Verfah-
ren kaschiert werden (vgl. Leifer und Tennagels 2008, 206 f.).
Im Gegenteil: Durch den expliziten Nachweis verketteter Vo-
lumenwerte wird eine zentrale Eigenschaft der neuen Me-
thodik, nämlich die Nichtadditivität realer Ergebnisse, für den
Leser überhaupt erst sichtbar. Mit der vorrangigen Darstel-
lung von preisbereinigten Ergebnissen in Form von verket-
teten Messzahlen, daraus abgeleiteten Veränderungsraten
und Wachstumsbeiträgen wird diese Problematik in den
Standardveröffentlichungen der deutschen VGR eher ver-
deckt. Die Gefahr, dass die Veröffentlichung von verkette-
ten Volumenangaben bei den Lesern der Gemeinschafts-

gutachten zu Interpretationsproblemen bis hin zur Verwechs-
lung mit den früher gebräuchlichen Festpreisangaben füh-
ren könnte, erachten die Institute als vergleichsweise gering,
zumal sie diesen Systemwechsel in den Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen frühzeitig und detailliert beschrie-
ben haben (vgl. Nierhaus 2004a; 2004b; 2005c; Arbeitsge-
meinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher For-
schungsinstitute 2005, 30). Last but not least: Durch ge-
eigneten Wechsel des Referenzjahrs kann die Additivität für
ein beliebig anderes Referenzjahr sowie das darauf folgen-
de Jahr hergestellt werden, was in diesem Zeitfenster eine
nutzerseitige Berechnung von nicht explizit vom Amt aus-
gewiesenen Aggregaten (wie BIP ohne Bauinvestitionen)
durch einfache Addition bzw. Subtraktion von Volumina wie
im bisherigen Festpreiskonzept ermöglicht. 
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3 Im Referenzjahr 0 gleicht der verkettete Volumenwert BIP(0, 0) dem no-
minalen Bruttoinlandsprodukt ∑ Q(0) P(0); für das darauf folgende Jahr ent-
spricht der verkettete Volumenwert BIP(1, 0) dem unverketteten Volu-
menwert ∑ Q(1) P(0). 

4 Das Makro kann von der Deutschen Bundesbank auf Anfrage zur Verfü-
gung gestellt sowie unter Akzeptanz und Einhaltung der maßgeblichen
Überlassungsbedingungen genutzt werden.
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Das ifo Beschäftigungsbarometer ist ein
Indikator für die konjunkturelle Entwick-
lung am Arbeitsmarkt. Es basiert auf der
monatlichen Umfrage »ifo Konjunktur-
test«, aus der auch das ifo Geschäftskli-
ma berechnet wird. Der Fragebogen des
ifo Konjunkturtests enthält neben den Fra-
gen zur aktuellen Geschäftslage und zur
erwarteten Geschäftsentwicklung unter
anderem auch eine Frage zur Personal-
planung der Unternehmen. Die Befra-
gungsteilnehmer werden gebeten anzu-
geben, ob sie in den nächsten drei Mo-
naten beabsichtigen, die Zahl ihrer Be-
schäftigten zu erhöhen, nicht zu verän-
dern oder zu reduzieren. Aus den Ant-
worten zu dieser Frage berechnet das
ifo Institut sein Beschäftigungsbarome-
ter. Die Unternehmensmeldungen wer-
den dazu wie beim ifo Geschäftsklima ge-
wichtet und auf die Wirtschaftsbereiche
verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptge-
werbe, Einzelhandel und Großhandel ag-
gregiert. Die Ergebnisse dieser vier Be-
reiche werden dann mit Beschäftigungs-
anteilen zu einem Gesamtindikator zu-
sammengefügt.1 Der so berechnete Indi-
kator wird dann als Index unter dem Na-
men ifo Beschäftigungsbarometer ver-
öffentlicht. 

Ziel des ifo Beschäftigungsbarometers
ist es, die konjunkturelle Entwicklung am

Arbeitsmarkt frühzeitig anzuzeigen. Es
sollte daher im Einklang mit den amtli-
chen Daten zur Beschäftigungsentwick-
lung stehen. Ein Vergleich mit den Da-
ten zu der Zahl der Erwerbstätigen und
den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten sollte deshalb ein ähnliches
Muster erkennen lassen. Vergleicht man
die prozentuale Veränderung der Anzahl
Erwerbstätigen gegenüber Vorjahr und
die prozentuale Vorjahresveränderung
der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten mit dem ifo Beschäftigungsbaro-
meter, so ist ein grundsätzlich ähnlicher
Verlauf erkennbar (vgl. Abb. 1), wenn-
gleich in den Details sich erhebliche Ab-
weichungen zwischen den drei Zeitrei-
hen ergeben. Ein Vergleich der drei Zeit-
reihen setzt voraus, dass zum einen die
verschiedenen zugrunde liegenden
Messgrößen abgegrenzt werden und
zum anderen, dass die Wirkungen ver-
schiedener Arbeitsmarktreformen Be-
rücksichtigung finden. 

Ein Druckmesser für den deutschen Arbeitsmarkt

Klaus Abberger

Das ifo Beschäftigungsbarometer: 

Seit dem Jahr 2006 berechnet und veröffentlicht das ifo Institut monatlich das ifo Beschäfti-

gungsbarometer als Indikator für die Entwicklung am deutschen Arbeitsmarkt. Es basiert auf den

Befragungsergebnissen des monatlichen ifo Konjunkturtests, der seit 1949 durchgeführt und aus

dem auch das ifo Geschäftsklima berechnet wird. Das ifo Beschäftigungsbarometer hat frühzeitig

signalisiert, dass der Arbeitsmarkt im Jahr 2003 seinen konjunkturellen Tiefpunkt erreicht hatte.

In den folgenden Monaten stieg das Barometer zunehmend und zeigte damit die positive Arbeits-

marktentwicklung der vergangenen Jahre frühzeitig und zuverlässig an. Aktuell steht das ifo Be-

schäftigungsbarometer weiterhin auf »Hoch«. Daher dürfte sich der Arbeitsmarkt auch in diesem

Frühjahr günstig entwickeln. 

1 Das ifo Institut führt darüber hinaus auch einen mo-
natlichen Konjunkturtest im Dienstleistungsbereich
durch. Auch aus den Meldungen in diesem Bereich
wird ein ifo Geschäftsklima berechnet. Die Teilneh-
mer an dieser Umfrage werden ebenfalls nach ih-
ren Beschäftigungsplanungen befragt. Die im
Dienstleistungsbereich durchgeführte Erhebung ist
daher kompatibel mit denen in den übrigen Berei-
chen. Aufgrund der deutlich kürzeren vorliegenden
Zeitreihen erfolgt aber momentan keine Integrati-
on der Dienstleistungsergebnisse in das veröffent-
lichte ifo Beschäftigungsbarometer.
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Zunächst zu den verschiedenen Messgrößen: Im ifo Kon-
junkturtest werden Unternehmen nach ihren Planungen zur
Anzahl des Personals befragt. Eine genaue Untergliederung
der Stellen, etwa nach Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung
oder ob die Stelle mit einem sozialversicherungspflichtig Voll-
zeitbeschäftigten oder mit einem geringfügig Beschäftigten
besetzt werden soll, wird nicht abgefragt. Da es sich beim
ifo Konjunkturtest um eine freiwillige Umfrage handelt, die
im Monatsrhythmus stattfindet, ist der Fragebogen so ein-
fach wie möglich gehalten. Zu den Erwerbstätigen in den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zählen dagegen
alle Personen, die als Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestellte,
Beamte, geringfügig Beschäftigte, Soldaten) oder als Selb-
ständige beziehungsweise als mithelfende Familienangehö-
rige eine auf wirtschaftlichen Erwerb gerichtete Tätigkeit aus-
üben, unabhängig vom Umfang dieser Tätigkeit. Personen
mit mehreren gleichzeitigen Beschäftigungsverhältnissen
werden nur einmal mit ihrer Haupterwerbstätigkeit erfasst.
Mit dieser Abgrenzung der Erwerbstätigen ergeben sich in-
haltlich bedeutsame Unterschiede zur Messgröße des ifo
Beschäftigungsbarometers. Letztere enthält etwa weder
Selbständige noch Beamte. Dafür können Unternehmen
aber Mitarbeiter einstellen, die schon in einer andern Stelle
erwerbstätig sind. 

Unterschiede ergeben sich aber auch zu den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Diese sind wie folgt definiert:
»Zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zählen al-
le Arbeitnehmer einschließlich der Auszubildenden, die kran-
ken-, renten-, pflegeversicherungspflichtig und/oder beitrags-
pflichtig sind oder für die von den Arbeitgebern Beitragsan-
teile zu entrichten sind. Aus dieser Abgrenzung ergibt sich,
dass in der Regel alle Arbeiter und Angestellten von der So-
zialversicherungspflicht erfasst werden. In wenigen Fällen be-
steht auch für Selbständige eine Versicherungspflicht. Un-
bezahlt mithelfende Familienangehörige und Beamte zählen
grundsätzlich nicht zu dieser Gruppe. Ausschließlich ge-
ringfügig entlohnte Personen, die nur wegen der gesetzli-
chen Neuregelung in den Kreis der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten gelangt sind, werden bei den sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern nicht nach-
gewiesen.« (DESTATIS 2008) Darüber hinaus stellt die Bun-
desagentur für Arbeit auch Zahlen zu den ausschließlich ge-
ringfügig Beschäftigten zur Verfügung. Die Statistik der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten scheint näher an dem
Messkonzept des ifo Beschäftigungsbarometers zu liegen
als die Statistik der Erwerbstätigen. Doch ergeben sich auch
hier Abweichungen, da beispielsweise die Unternehmen in
ihren Personalplanungen durchaus geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse einbeziehen können. Arbeitnehmer kön-
nen solche Stellen auch als Nebentätigkeit annehmen. Nach
einer im Monatsbericht März 2008 veröffentlichten Hoch-
rechnung der Bundesagentur für Arbeit übten im Januar
2,15 Mill. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte einen ge-
ringfügig entlohnten Nebenjob aus.

Trotz der konzeptionellen Abweichungen zwischen den ver-
schiedenen Statistiken erkennt man aber, dass die konjunk-
turelle Grunddynamik in allen drei Zeitreihen ihren Durch-
schlag findet. Das ifo Beschäftigungsbarometer soll auch
keinesfalls eine zahlenmäßige Erfassung von Erwerbstäti-
gen oder Beschäftigten ersetzen. Es soll vielmehr die auch
in diesen amtlichen Daten enthaltene konjunkturelle Dyna-
mik sichtbar machen und frühzeitig anzeigen. Dieses Ziel
erreicht das ifo Beschäftigungsbarometer. Die Wendepunk-
te in der Arbeitsmarktentwicklung werden von ihm deutlich
signalisiert. Tabelle 1 enthält die Wendepunkte der drei Zeit-
reihen.2 Ein Vergleich der Reihen wird allerdings durch Son-
derentwicklungen aufgrund von Effekten der Arbeitsmarkt-
politik erschwert. Die Zeitreihe der Vorjahresveränderung
der Erwerbstätigenzahl weist einen ersten Hochpunkt im
April 2000 auf. Die Zeitreihe der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ist zu kurz, um diesen Zeitbereich zu un-
tersuchen, und das ifo Beschäftigungsbaromter besitzt ein
Maximum im November 2000. Dieses im Vergleich zur Er-
werbstätigenstatistik verzögerte Signal des ifo Barometers
resultiert aus einer Sonderentwicklung, die nicht konjunk-
tureller Natur ist. Die starke Zunahme bei den Erwerbstäti-
gen im Frühjahr 2000 beschränkte sich im Wesentlichen auf
ausschließlich geringfügig Beschäftigte. Infolge der dama-
ligen gesetzlichen Neuregelung solcher Beschäftigungsver-
hältnisse wurden Zweitjobs auf 630-DM-Basis finanziell
unattraktiver, so dass Erwerbstätige mit solchen – in der
Statistik nicht gesondert erfassten – Zweitjobs durch aus-
schließlich geringfügig Beschäftigte ersetzt wurden. Dies
erhöhte die Erwerbstätigkeit spürbar. Die konjunkturelle
Grunddynamik wurde dagegen vom ifo Beschäftigungs-
barometer recht gut beschrieben. Denn im Herbst 2000 gin-
gen die Zuwächse bei der Erwerbstätigkeit und bei den
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten rasch zurück und
kehrten sich schließlich ins Minus. Der Tiefpunkt dieser Ent-
wicklung wurde im Jahr 2003 erreicht. Bei den Erwerbstä-
tigen drehte sich das Bild im April 2003, und die sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten folgten im August 2003.
Das ifo Beschäftigungsbarometer hatte diese Wende da-
mals längst angezeigt. Es erreichte seinen Tiefpunkt bereits
im Dezember 2002 und stieg in der Folge. Im weiteren Ver-
lauf erkennt das eingesetzte Datierungsverfahren in den Da-
ten zu den Erwerbstätigen und zu den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten einen Zyklus mit oberem Wende-
punkt im September 2004 und unterem Wendepunkt im
April bzw. März 2005. Das ifo Beschäftigungsbarometer
verläuft in dieser Zeitspanne flach. Ein Zyklus mit Wende-
punkten wird vom Datierungsverfahren jedoch nicht mar-
kiert. Allerdings war die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
2004 ebenfalls stark von Auswirkungen der Arbeitsmarkt-
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2 Die Datierung der Wendepunkte erfolgt hier mit dem Bry-Boschan Verfah-
ren. Dabei handelt es sich um einen Algorithmus mit festgelegten Eigen-
schaften. Die Wendepunkte wurden somit mechanistisch und nicht sub-
jektiv datiert. Zur Anwendung kam das Programm Grocer von Éric Dubois
und Emmanuel Michaux. Zum Bry-Boschan Verfahren siehe etwa Bry und
Boschan (1971).
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politik geprägt. So beruhte der Anstieg der
Zahl der Erwerbstätigen allein auf der kräfti-
gen Zunahme von Minijobs und Ich-AGs, im
letzten Jahresdrittel auch von gemeinnützigen
Arbeitsgelegenheiten (»Zusatzjobs«). Nach
dieser besonderen Phase wirkten wieder die
konjunkturellen Auftriebskräfte, und die
Vorjahresraten der Erwerbstätigen und spä-
ter auch die Vorjahresraten der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten stiegen in den po-
sitiven Bereich. Im Vergleich zum Vorjahr wur-
de wieder Beschäftigung aufgebaut. Diese
Entwicklung hält bis dato an. Zwar ist nach
dem Datierungsverfahren der Gipfel der Ent-
wicklung zu Jahresbeginn zunächst einmal
überschritten worden, doch steht das ifo Be-
schäftigungsbarometer weiterhin auf »Hoch«.
Es tendiert auf hohem Niveau seitwärts. Da-
her ist auch in diesem Frühjahr weiterhin mit
einem Beschäftigungsaufbau zu rechnen.

Aber nicht nur direkt an den Wendepunkten ist der Zusam-
menhang zwischen den Zeitreihen der Vorjahresverände-
rung der Erwerbstätigen bzw. der Vorjahresveränderung der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und dem ifo Be-
schäftigungsbarometer erkennbar. Mit Hilfe der Kreuzkor-
relationsanalyse lässt sich der lineare Zusammenhang zwi-
schen den Zeitreihen im Durchschnitt über den gesamten
Beobachtungszeitraum messen. Die Korrelation als Maß
für einen linearen Zusammenhang kann Werte zwischen
0 und 1 annehmen. Wobei sich die Extremwerte bei perfekt
linearen Zusammenhängen einstellen. Bei der Kreuzkorre-
lationsanalyse werden zusätzlich die untersuchten Zeitrei-
hen zeitlich gegeneinander verschoben, um Vor- bzw. Nach-
läufe zwischen den Zeitreihen zu erkennen. Abbildung 2 ent-
hält die für die hier untersuchten Zeitreihen errechneten
Kreuzkorrelationen.3 Zwischen dem ifo Beschäftigungsba-
rometer und den Vorjahresveränderungen der Erwerbstäti-
gen ergibt sich eine bemerkenswert hohe maximale Korre-
lation von 0,77. Wobei dieses Maximum sich einstellt, wenn
man das ifo Beschäftigungsbarometer der Erwerbstätigen-
reihe um einen Monat vorlaufen lässt. Dieser recht hohe Wert

ist insbesondere aufgrund der oben beschriebenen begrün-
deten temporären Abweichungen zwischen den Zeitreihen
sehr beachtlich. Ein noch höherer Wert ergibt sich, wenn
das ifo Beschäftigungsbarometer mit den Vorjahresverän-
derungen der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten kor-
reliert wird. Der maximale Wert ist hier 0,89 und resultiert,
wenn die beiden Reihen zeitgleich betrachtet werden. Wo-
bei die Korrelation, die sich berechnet, wenn das ifo Be-
schäftigungsbarometer einen Monat Vorlauf erhält, nur mi-
nimal unter dem zeitgleichen Wert liegt. Die Kreuzkorrelati-
onsanalyse bestätigt somit, dass im Durchschnitt über den
ganzen Zeitbereich eine enge lineare Beziehung zwischen
dem ifo Beschäftigungsbarometer und den beiden amtli-
chen Datenreihen besteht. Dabei besitzt das ifo Barometer
tendenziell leichte Vorlaufeigenschaften.

Ein großer Pluspunkt für das ifo Beschäftigungsbarometer
ist, dass es nicht nur einen statistischen Vorlauf besitzt. Es
wird zudem sehr zeitnah veröffentlicht und im Nachhinein
auch nicht mehr revidiert. Die ifo Konjunkturtestbefragung
wird während des Monats, der betrachtet wird, durchge-
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Tab. 1

Wendepunkte in den Zeitreihen der Vorjahresveränderung der Erwerbstätigen
und der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sowie im ifo Beschäftigungsbarometer
Datierung mit Bry-Boschan Verfahren)

Wendepunkte seit 2000

Erwerbstätige Oberer Wendepunkt

Unterer Wendepunkt

April 2000

April 2003

September 2004

April 2006

März 2007 

Sozialversicherungspflichtig

Beschäftigte 

Oberer Wendepunkt

Unterer Wendepunkt August 2003 

September 2004

März 2005 

Februar 2007

ifo Beschäftigungsbarometer Oberer Wendepunkt

Unterer Wendepunkt

November 2000 

Dezember 2002 

 März 2007 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.
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3 Eine weitergehende statistisch-ökonometrische Untersuchung wird in Ab-
berger (2007) beschrieben.
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führt und die Ergebnisse bereits am Monats-
ende desselben Monats veröffentlicht. Die-
se zeitnahe Vorgehensweise ist möglich, weil
die Fragebögen des ifo Instituts möglichst
einfach gehalten sind und weil nicht tatsäch-
liche Zahlen, sondern qualtitative Einschät-
zungen, d.h. der Personalbestand soll stei-
gen/gleich bleiben/sinken, von den Teilneh-
mern abverlangt werden. Eine Erhebung des
zahlenmäßigen Bestands an Erwerbstätigen
oder sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten, wie es Aufgabe der amtlichen Statis-
tik ist, erfordert einen erheblichen Aufwand.
Daher werden beispielsweise die Erwerbs-
tätigenzahlen erst etwa 30 Tage nach dem
Ende des Berichtsmonats veröffentlicht. Der
Bestand an sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten wird vierteljährlich mit rund sechs
Monaten Wartezeit ermittelt. Darüber hinaus
veröffentlicht die Bundesagentur für Arbeit (2008b) monat-
liche Schätzwerte mit einer Verzögerung von etwa zwei bis
drei Monaten. Das ifo Beschäftigungsbarometer besitzt so-
mit einen deutlichen Vorsprung beim Veröffentlichungszeit-
punkt. Hinzu kommt, dass die amtlichen Daten auch nach
der Erstveröffentlichung, bei Vorliegen neuer Informationen,
revidiert und damit präzisiert werden. Diese nachträglichen
Revisionen können beträchtlich ausfallen. Abbildung 3 ent-
hält die vom Statistischen Bundesamt zu verschiedenen Zeit-
punkten4 publizierten Erwerbstätigenzahlen. Aus der Gra-
phik ist ersichtlich, dass die Daten vom Statistischen Bun-
desamt im Jahr 2005 sehr stark korrigiert wurden, was ein
Niveausprung der Zeitreihe zur Folge hatte. Das Amt hatte
eine Neuberechnung der Erwerbstätigenzahlen durchge-
führt, die auch rückwirkend zu Änderungen führte. Zwar
ergab sich dadurch eine Niveauerhöhung bei den Daten,
doch blieb der Verlauf der Erwerbstätigkeit im Wesentli-
chen unverändert. Für den Vergleich mit dem ifo Beschäf-
tigungsbarometer ist nur dieser Verlauf interessant, da die
ifo-Befragung, wie oben beschrieben, von ihrer Konzeption
her keine Erhebung der genauen Anzahl der Beschäftigten
sein kann. Wie wichtig ein Instrument wie das ifo Beschäf-
tigungsbarometer dennoch ist, wird ersichtlich, wenn die
laufenden Revisionen in der Zeitreihe der Erwerbstätigen in
den Fokus genommen werden. Gerade bei Wendepunkten
ergeben sich oftmals noch mit deutlichen Verzögerungen
erhebliche Korrekturen. So zeigten etwa die im Juni 2004
veröffentlichten Erwerbstätigenzahlen einen Fortgang des
Beschäftigungsabbaus an. In den im Dezember desselben
Jahres veröffentlichten Daten ist dann dagegen ersichtlich,
dass der Rückgang bei den Erwerbstätigen bereits im Jahr
2003 sein Ende gefunden hatte. Gerade in solchen Phasen
erweisen sich Instrumente, wie das ifo Beschäftigungsba-

rometer, als wichtige Hilfsmittel, um die konjunkturellen Ent-
wicklungen frühzeitig erkennen zu können. Es liefert zeit-
nah und zuverlässig Signale, wie sich die Dynamik am Ar-
beitsmarkt darstellt. Damit ergänzt es die quantitativen amt-
lichen Daten mit sehr wertvollen zusätzlichen Informationen.

Fazit

Das ifo Beschäftigungsbarometer ist ein Instrument, um
die konjunkturelle Entwicklung am Arbeitsmarkt zu analy-
sieren. Beim Vergleich mit amtlichen Daten zum Arbeits-
markt bestätigt sich, dass das ifo Beschäftigungsbaro-
meter die konjunkturelle Dynamik am Arbeitsmarkt sehr gut
abgreift. Besonders wertvoll wird das Barometer dadurch,
dass es sehr zeitnah veröffentlicht wird und keinen nach-
träglichen Revisionen unterliegt. Somit können mit seiner
Hilfe sehr rasch Klimaveränderungen am Arbeitsmarkt er-
kannt werden. 
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4 Diese Abbildung wurde dem Autor freundlicherweise durch Herrn Meis-
ter, ifo Institut, zur Verfügung gestellt, der die Datenstände gesammelt
und archiviert hat.
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Konsumtrend »Bio« und …

Die Assoziationen der Konsumenten zu
»Bio« umfassen zahlreiche Facetten. Ak-
tuelle Konsumtrends und Lebensstile wer-
den mit positiv besetzten Begriffen wie Ge-
sundheit, Wellness, Fitness sowie Umwelt-
verträglichkeit, Klimaschutz (Treibhausgas-
bzw. CO2-Einsparung) und Nachhaltigkeit
in Verbindung gebracht, flankiert von For-
derungen nach sozialer Verantwortung in
der Produktion und fairem Handel (»Fair-
trade«). Breite Konsumentenzielgruppen
orientieren sich umfassend und weltweit
an diesem zentralen Wertekanon. Öko-
und Sozialzertifikate, wie Fairtrade/Trans-
fair oder Rainforest-Alliance Certified, ha-
ben zunehmend immer größere Schnitt-
mengen bzw. sprechen die gleichen wach-
senden Zielgruppen an. Organisatorisch
wurde ein Verband Business Social Com-
pliance Initiative (BSCI) für soziale Verant-
wortung mit Sitz in Brüssel gegründet, der
teilnehmende Handelsunternehmen dazu
verpflichtet, ihre Lieferanten auf Einhaltung
festgelegter Sozialstandards zu überprü-
fen. Kristallisationspunkt der Gesamtent-
wicklung ist die Hochwertigkeit von Nah-
rungsmitteln. Die Verbraucher assoziieren
ganz offensichtlich alle diese als positiv
geltenden Dinge gerade auch mit dem
Nahrungsmittelsegment Bioprodukte.
Schließlich steht es hoch im Kurs, aktiv
zu Naturschutz, Vielfalt von Flora und Fau-
na, artgerechte Tierhaltung etc. beizutra-
gen. Grundsätzlich ist die Umweltsensi-
bilität und das -bewusstsein in der Gesell-
schaft angestiegen2, und der Handel hat
sein Ökoengagement entsprechend dar-
auf ausgerichtet, frei nach dem Motto

»Grün denken lohnt sich«. Produkte aus
dem fairen Handel sind oft Bioprodukte.
Die Vokabel »Fairness« hat sich dabei in
Handelsforschung und -beratung eben-
falls als Imagefaktor herausgebildet, den
niemand mehr auslassen kann. Deutsch-
land zählt neben England, Frankreich, der
Schweiz und den USA zu den großen
Märkten für Produkte des »fairen Han-
dels«, und Experten sehen noch viel
Wachstumspotential. Umweltstandards
und Sozialstandards gelten immer mehr
als umfassend und nicht trennbar. 

Der Handel hat offenkundig in den letz-
ten Jahren »Bio« als wichtiges Wachs-
tumsfeld erkannt und setzt verstärkt auf
die Wachstumspotentiale und das posi-
tive Image von »Bio«. Die Handelsunter-
nehmen verfolgen die Marketingstrategie,
allgemein ihr Ansehen durch die Verbin-
dung mit »Bio« zu erhöhen, auch in der
Wahrnehmung von Käuferschichten, die
bisher aus Preis- bzw. Budgetgründen
(noch) keine Biokunden sind. Die Markt-
entwicklung seit der Jahrtausendwende
zeigt ein anhaltendes Wachstum im Bio-

Lebensmittelwirtschaft

Matthias Balz

Branchen im Blickpunkt: Die ökologische 

Nach ökologischen Richtlinien erzeugte Lebensmittel, kurz: Bioprodukte, erfahren einen immer

stärkeren Zuspruch durch die Konsumenten. Ihre Bedeutung für die Verbraucher nimmt seit ge-

raumer Zeit stetig zu. Ihr Angebot auf den Märkten ist fester Bestandteil der täglichen Versorgung

geworden. Marktforscher bescheinigen »Bio« allgemein eine hohe Akzeptanz. Das Kürzel »Bio« steht

immer häufiger für »gut« bzw. bezogen auf Nahrungsmittel: für eine gesunde und schadstofffreie,

unbelastete Ernährung. Die drei Buchstaben haben sich zur komprimiertesten positiven Werbe-

botschaft am Markt entwickelt.1 Zum erfolgreichen Verkaufen gehört es, Emotionen anzuspre-

chen bzw. zu wecken und die Kunden zu überzeugen. Dabei gilt: Konsumenten geizen weniger,

wenn es um ihr Wohlbefinden geht. Unübersehbar orientieren sich so gut wie alle Konsumbran-

chen an dem generell beobachtbaren, angestiegenen Bedürfnis nach umweltverträglichen Produk-

ten und Dienstleistungen. 

1 Im Moment wird bei der Verwendung der Vorsilbe
»Bio« oft kritisiert, dass bewusst eine Täuschung
in Kauf genommen wird. Die Anbauverbände der
ökologischen Landwirtschaft, an vorderster Stelle
Bioland, fordern eindringlich, dass Bioenergie bzw.
Biokraftstoffe (Biodiesel, Bioethanol etc.) in Zukunft
ausschließlich die Vorsilbe »Agrar« verwenden müs-
sen, da »Bio« gesetzlich für Lebensmittel definiert
und an strenge Produktionsauflagen gebunden sei.
Damit sei Ehrlichkeit und Korrektheit in den Be-
zeichnungen gewährleistet und die Verbraucher
würden nicht falsch informiert 

2 Nach einer McKinsey-Studie antworteten in Um-
fragen 80% der Befragten, dass Umweltfreundlich-
keit von Produkten ihre Kaufentscheidung beein-
flussen. 
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segment, alle Beobachter sehen hier mitt-
lerweile einen Boom wie kaum in einer an-
deren Branche. Mit dem Öko-Kennzeichen-
gesetz vom September 2001 wurde in
Deutschland zur Marktförderung ein sechs-
eckiges staatliches, markenübergreifendes
Kennzeichen, das »Bio-Siegel« geschaffen,
das auf Antrag verliehen wird, wenn Lebens-
mittel den Bestimmungen der EU-Öko-Ver-
ordnung entsprechen. Zum Stichtag
31. März 2008 nutzten 2 714 Hersteller für
insgesamt 46 154 Produkte dieses Kenn-
zeichen.3 In Deutschland hat das Marktvo-
lumen 2007 auf dem Markt im Biolebens-
mittelbereich geschätzte 5,5 Mrd. € erreicht.
Das bedeutet nahezu eine Verdreifachung
in sieben Jahren. Im Jahr 2000 waren es
noch 2 Mrd. € (vgl. Abb. 1). Nachdem 2003
die Wachstumsentwicklung sich eher zu ver-
langsamen schien (+ 3%), wurden in den
Jahren danach wieder durchwegs jährlich zweistellige Stei-
gerungsraten, in den beiden letzten Jahren sogar Werte um
die 18% gemessen. Auch für 2008 wird ein neuer Schub
mit einem Wachstum in einer Größenordnung von bis zu
20% erwartet. 2007 errechneten sich dabei erstmals in den
vergangenen fünf Jahren neben der Ausweitung der abge-
setzten Mengen auch deutliche Preissteigerungen als Ur-
sache für das Umsatzwachstum. Denn die landwirtschaft-
lichen Erzeugerpreise sind 2007 allgemein angestiegen.4

Die Mengenkomponente bei Bio betrug 2007 im Vergleich
zum Vorjahr nach Berechnungen der Zentralen Markt- und
Preisberichtstelle (ZMP) 10,4%, das Umsatzwachstum ins-
gesamt wird auf 18,4% beziffert. Der Bioanteil am Lebens-
mittelumsatz insgesamt in Deutschland wird für 2006 auf
3% beziffert. Die Wirtschaftsberatungsgesellschaft KPMG
prognostiziert innerhalb von vier Jahren bis 2010 eine Ver-
doppelung auf 6%. Viele Experten erwarten auf längerfris-
tige Sicht noch deutlich weiter ansteigende Potentiale. 

Den Verbrauchern steht inzwischen für die Deckung ihrer
Nachfrage eine Vielzahl von unterschiedlichen Einkaufsstät-
ten zur Verfügung. Die klassische Biobranche früherer Jah-
re hat sich zusehends professionalisiert. Bioprodukte haben
ihre ehemaliges Nischendasein (»Ökonische«) verlassen. Die
Zeiten einer kleinen eingegrenzten Käuferzielgruppe von ei-
nem überwiegend ideologisch geprägten Kreis von Men-
schen sind zusehends überwunden.5 Nach wie vor existiert

der spezifische Typus des so genannten Naturkostfach-
handels. Hier haben sich die Konsumenten dann also schon
beim Besuch der Kaufstätte für die Sortimentwahl entschie-
den. Aber man trifft dort inzwischen auf neue, moderne
Formen von Biosupermärkten und Biodiscountern. Träger
des Wachstumsprozesses (Naturkosthandel insgesamt
2007: + 8,6% gegenüber 2006) sind filialisierte Unterneh-
men. Insbesondere in Großstadtlagen haben diese Ge-
schäftsmodelle ihre Marktanteile deutlich ausgebaut. Allein
im ersten Quartal 2008 haben 13 neue großflächige Filialen
von Biosupermarktketten eröffnet. Im Gegenzug wurden pa-
rallel eine Reihe kleinerer Biofachgeschäfte aufgegeben und
geschlossen. 

Der Biogesamtmarkt zeichnet sich durch anhaltendes
Wachstum aus. Neue zahlungskräftige Zielgruppen sind
Stammkunden geworden. Gerade für den wachsenden
Anteil der Gruppe von älteren Verbrauchern stehen Ge-
sundheitsaspekte und dabei die Hochwertigkeit und die
Ausgewogenheit von Lebensmitteln ganz oben auf der
Prioritätenskala. Zum wichtigsten Absatzkanal für Biole-
bensmittel ist mittlerweile der klassische Lebensmittelein-
zelhandel (LEH) aufgestiegen (vgl. Abb. 2). Flächende-
ckend haben Vollsortimenter und Lebensmitteldiscoun-
ter inzwischen Sortimente mit Bioerzeugnissen gelistet
und so ihr Angebot ergänzt und ausgebaut. Im Vergleich
zum Jahr 2000 (0,68 Mrd. €) hat der LEH in 2006
(2,25 Mrd. €) sein Bio-Absatzvolumen in sechs Jahren
weit mehr als verdreifacht. Insbesondere die Lebensmit-
tel-Discounter forcierten ihre Biosortimente in den ver-
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3 Vgl. www.biosiegel.de.
4 Nach den Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich der Index

der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte insgesamt 2007 gegen-
über dem Vorjahr um 10,4%, bei pflanzlichen Produkten sogar um 14,1%
erhöht. Auf Verbraucherebene setzen sich die höheren Preise etwas zö-
gerlicher um, die ZMP veranschlagt bei ökologischen Erzeugnissen ins-
gesamt bisher einen vergleichsweise geringeren Anstieg von lediglich 7,3%
im gleichen Zeitraum. Aufgrund langfristiger Verträge zu »alten« Preisen
wirken die teils immensen Preiserhöhungen auf Erzeugerebene erst zeit-
lich verzögert.

5 Die neue Ökobewegung vertritt das Ethik-Credo: »Do good with your mo-
ney« und bezeichnet sich selbst als technologiefreundlich und genussori-
entiert, d.h. nachhaltiges Genießen, Bescheid wissen über die Folgen des
Konsums und dabei versuchen, diese möglichst gering zu halten. Als gän-
giger Begriff hierfür hat sich »Lifestyle of Health and Sustainability«, abge-
kürzt »Loha« herausgebildet.
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gangenen drei Jahren besonders stark und konnten mas-
siv zulegen. Die Dynamik umfasst sowohl den Frischwa-
renbereich6 und erstreckt sich auch auf verarbeitete Er-
zeugnisse. Innerhalb des Lebensmittelspektrums erge-
ben sich aber noch sehr deutliche Abweichungen zwi-
schen den verschiedenen Warengruppen in der Markt-
durchdringung. So erreicht als Spitzenreiter Baby-Glas-
kost einen Biomengenanteil am Markt von knapp 60%,
Gemüsesäfte von nahezu 22% und Frischmilch von mehr
als 11%. Frischgemüse und Frischkartoffeln liegen bei
5%, wobei gerade ihr Marktwachstum durch Angebots-
engpässe gebremst und somit bisher noch hinter den
Möglichkeiten zurückgeblieben ist. Fleisch und Geflügel
hingegen nehmen als Bioware aktuell noch Anteile unter
1% ein, ihnen werden aber noch große Potentiale zuge-
rechnet. Insbesondere die Lebensmitteldiscounter, die
stetig auf der Suche nach Wachstumsmärkten und Pro-
duktlinien mit günstigeren Margen sind, engagieren sich
als Vorreiter in der Entwicklung von Biofleisch- und -wurst-
waren als Angebot für breite Konsumentenschichten. 

Das Sortimentbild und die Distributionspolitik werden bun-
ter. Hersteller von Warengruppen, wie Süßwaren, insbeson-
dere Schokolade, sind 2007 verstärkt in das Biosegment
eingestiegen. Auch die Hersteller von Markenartikeln ha-
ben ihre zunächst abwartende Haltung abgelegt und sind
inzwischen mit eigenen Biolinien am Markt präsent. Etab-
lierte Biohersteller vermarkten ihre eingeführten Produkte im
Naturkostfachhandel und präsentieren sich zusätzlich im
LEH, teilweise mit Zweitmarken. Die Praxis doppelter Mar-
kenführung großer Biohersteller nach Fachhandelsmarken
und LEH-Marken hat sich allerdings nach Einschätzung nam-

hafter Unternehmen nicht bewährt, sie se-
hen die Zukunft mehr in einer gemeinsamen
Marke für alle Vertriebswege. Bio steht ganz
offensichtlich im Qualitäts- und Preiswettbe-
werb mit Premiumprodukten konventionel-
ler Markenartikler.7 Diese haben sich deshalb
entschlossen, diesen Markt auch zu bedie-
nen und parallel zu ihren eingeführten Pro-
dukten eigene Bioschienen zu entwickeln.
Die großen Lebensmittelketten sind verstärkt
dazu übergegangen, ihre Biohandelsmarken,
die ohnehin eine starke Marktstellung durch
Qualitätszertifizierung im Preiswettbewerb er-
obert hatten, in den nun veränderten Wett-
bewerbskonstellationen neu zu positionie-
ren. Eine Ausdifferenzierung der Produktan-
gebote, einschließlich mehr Premiumseg-
mente, ist in vollem Gang. Die großen Erwar-
tungen an günstige Marktchancen sorgen für

reichlich Bewegung im gesamten Marktgeschehen. Mittler-
weile möchte niemand mehr den Trend verpassen. Befra-
gungen belegen, alle drei Konsumentengruppen, gelegent-
liche, häufige und Stammkundenkäufer, legen bei Ökopro-
dukten zu. Zudem entstehen zusätzlich auch zahlreiche neue
Regional-Labels. Das Bundesland Mecklenburg-Vorpom-
mern hat beispielsweise seit Jahresende 2007 unterhalb des
sechseckigen Bio-Siegels ein eigenes Biozeichen mit Lan-
dessymbol eingeführt, um so die Förderung des Absatzes
regionaler Bioprodukte zusätzlich zu forcieren. Unter einem
kleinräumigeren Ansatz kann z.B. auf den Erfolg des La-
bels »von hier« verwiesen werden. 

… weltweit wachsendes Angebot …

Der Bioanbau wächst weltweit (2006: + 1,8 Mill. ha, er um-
fasste damit insgesamt 30,4 Mill. ha, davon mehr als zwei
Drittel Grünland und 15% Ackerland und 5% Dauerkultu-
ren). Europa ist mit einem Volumen von ca. 15 Mrd. € (= An-
teil von ca. 50%) weltweit der größte Markt für Bioproduk-
te, Deutschland mit einem Drittel davon der größte euro-
päische Teilmarkt. Auch der deutsche ökologische Landbau
hat in den vergangenen Jahren eine stetige Aufwärtsent-
wicklung genommen (vgl. Abb. 3). Dennoch konnte die An-
gebotsentwicklung der landwirtschaftlichen Bioerzeugung
mit der dynamischen Nachfrageentwicklung nach Biopro-
dukten auf dem deutschen Markt nicht Schritt halten (vgl.
Tab. 1). Der Mangel an agrarischen Rohstoffen aus heimi-
schem Angebot für Biolebensmittel begrenzt in vielen Be-
reichen die Wachstumsspielräume am Markt. Die Marktbe-
obachter sind sich einig, die Angebotsdefizite entwickeln
sich immer stärker zum ausschlaggebenden Faktor der er-

61.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  9/2008

25

6 Hier wird die Kennzeichnung als »Bio« immer mehr zum Symbol für den
Premiumcharakter der Ware. Nach einer Untersuchung der Boston Con-
sulting Group (BCG) achten Verbraucher besonders bei Frischwaren auf
hochwertige Qualitäten und geben an, sich hier eher einen kleinen, be-
zahlbaren Luxus zu leisten.
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7 Die Preise von Bioprodukten liegen oft auf dem Niveau von Premiummar-
ken konventioneller Lebensmittel.
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kannten Wachstumsbremsen. Die Rohwarenbeschaffung
für den deutschen Markt bereitet zunehmend Sorge. Ein-
drucksvoll ist das Beispiel von Biokartoffeln, hier konnten die
Pläne vom LEH einschließlich Lebensmitteldiscountern man-
gels Lieferungen nicht umgesetzt werden. Schlechte Ernten
und eine spürbar angestiegene Flächenkonkurrenz durch
den Anbau von Energiepflanzen haben die Situation zusätz-
lich verschärft. Bei steigender Nachfrage nach Biogetreide,
-hackfrüchten, -futter und -gemüse fehlt es an entsprechen-
dem Ackerland. Verarbeiter suchen dringend neue umstel-
lungsbereite Landwirte. Die Bauern hielten sich jedoch we-
gen finanzieller Hürden zuletzt eher zurück. Konsequenz
ist, dass zunehmend Importe aus EU-Partnerstaaten und
Drittländern die Lücken deckten. Insbesondere bei Bioge-
treide müssen immer größere Mengen importiert werden.
Umfangreiche Lieferungen aus osteuropäischen Ländern

reichen dabei nicht mehr aus, auch aus Ka-
sachstan, Russland und Kanada musste Bio-
getreide bezogen werden. Der gestiegene
Absatz von Biomilch und -milchprodukten
stammt zu einem wachsenden Teil aus den
direkten Nachbarländern Österreich und Dä-
nemark. In beiden Ländern liegt im Übrigen
der durchschnittliche Pro-Kopf-Umsatz bei
Biolebensmitteln mit 64 bzw. 80 € über dem
Niveau von Deutschland (56 € – Angaben für
2006).8 In Deutschland hat die Biomilchpro-
duktion lediglich einen Anteil von 2% an der
Milchproduktion insgesamt. Demgegenüber
betrug beispielsweise im Handel der Biomen-
genanteil bei Frischmilch 2007 nach Berech-
nungen der ZMP 11,3%. In der Warengrup-
pe Molkereiprodukte einschließlich Käse er-
gaben sich 2007 gegenüber 2006 Umsatz-
steigerungen von 28,2% (nominal, wobei der
Löwenanteil durch Preissteigerungen bedingt
ist). 2008 wird eine weitere Zunahme der
Nachfrage nach Biomilch und Biomilchpro-
dukten erwartet. Biomolkereien und Anbau-
verbände werben daher intensiv um umstel-
lungswillige neue Biomilchbauern. 

Auch der Berufsstand beklagt: »Regionalität und Transparenz
der Herkunft sind wesentliche Grundpfeiler der ökologischen
Landwirtschaft. Deutschland braucht mehr heimische Bioer-
zeuger«.9 Schließlich stehen unter Klimaschutzaspekten Koh-
lendioxidemissionen infolge langer Transportwege bei vielen
potentiellen Kunden in der Kritik, sie vertragen sich nicht mit
dem ökologischen Anspruch. Regionale Herkunft spielt bei
vielen Erzeugnissen eine nicht vernachlässigbare Rolle. Das
Vertrauen der Konsumenten gilt insbesondere heimischen
Bioerzeugnissen, während Bio-Importe tendenziell eher auf
Vorbehalte stoßen. Dies gilt naturgemäß nicht für exotische
Erzeugnisse, wie Kaffee, Kakao, Bananen etc., die in jedem
Falle importiert werden müssen. 

… sorgen für Entwicklung des ökologischen
Landbaus und …

Die wirtschaftliche Entwicklung der deutschen Betriebe des
ökologischen Landbaus verlief in den letzten Jahren aus-
gesprochen positiv. Nach den ausgewerteten Buchführungs-
ergebnissen des Testbetriebsnetzes des Bundeslandwirt-
schaftsministeriums haben sich die Unternehmensgewinne
in der ökologischen Landwirtschaft seit dem Jahr 2000 deut-
lich günstiger entwickelt als in der Vergleichsgruppe von ähn-
lich strukturierten konventionell wirtschaftenden Betrieben
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Tab. 1

Mengenwachstum der ökologischen Agrarerzeugung
in Deutschland 

Produkt
Veränderung 

2006 zu 2000 in % 

Getreide (ha LF) + 39,8

Kartoffeln ( ha LF) + 25,0

Gemüse (ha LF) + 36,9

Milch (t) + 24,3

Eier (t) + 65,0

Fleisch
a)
 (t) + 19,5

a)
 Rind-,Schweine- und Geflügelfleisch.

Quelle: ZMP.

8 Spitzenreiter in Europa sind nach Angaben der ZMP die Schweizer mit
102 €/Kopf.

9 Deutscher Bauernverband, Pressemitteilung vom 22. Feburar 2008.
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(vgl. Abb. 4). Hierbei muss auch beachtet werden: Für ihre
besonderen Agrarumweltleistungen erhalten die Ökobe-
triebe im Gegenzug deutlich höhere Direktzahlungen aus
staatlichen Programmen zur Entgeltung von erbrachten Um-
weltbeiträgen (im Wirtschaftsjahr 2006/07 laut den ausge-
werteten Buchführungsdaten durchschnittlich 198 €/ha ge-
genüber 34 €/ha).10

Trotz dieser Datenlage verhielten sich die Landwirte zuletzt
eher zurückhaltend, was die zukünftige Umstellungsbereit-
schaft auf ökologische Bewirtschaftung betrifft. Immerhin
belegen die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage des
Deutschen Bauernverbandes (DBV), weitere etwa 7% der
Bauern in Deutschland können sich eine Um-
stellung ihres Betriebes auf ökologischen
Landbau in den kommenden zwei bis drei
Jahren vorstellen.11 Die interessierten Land-
wirte fordern allerdings ein Mehr an wirt-
schaftlicher Sicherheit ein und knüpfen ihre
Bereitschaft an zentrale Bedingungen. An
vorderster Stelle steht hierbei eine verbes-
serte finanzielle Förderung bzw. ein Ausgleich
während der Umstellungsphase, in der be-
reits unter den veränderten Inputstrukturen
mit niedrigeren Naturalerträgen gewirtschaf-
tet werden muss, aber in der Vermarktung
noch mit den geringeren Erzeugerpreisen ab-
gerechnet wird. Gesicherte Abnahmeverträ-
ge und angemessene Erzeugerpreise für Bio-

produkte werden als weitere Voraussetzun-
gen genannt. Politik, Verarbeitungsunterneh-
men und Handel sind also mit klaren Signa-
len gefragt, um die heimische, regional ba-
sierte Versorgung mit nach ökologischen
Richtlinien erzeugten Lebensmitteln zu ver-
bessern. Die Attraktivität, auf ökologische Er-
zeugung umzustellen, soll nach übereinstim-
menden Erklärungen von agrarpolitischen
Entscheidungsträgern und Berufsstand wie-
der erhöht werden.

Das Ziel des von der Bundesregierung 2002
aufgelegten Bundesprogramms Ökologi-
scher Landbau (BÖL), Angebot und Nach-
frage in Einklang zu bringen, bleibt zweifel-
los nach wie vor weiter aktuell. Innerhalb
Deutschlands, nach den einzelnen Bundes-
ländern betrachtet, hat der ökologische

Landbau noch eine sehr unterschiedliche Bedeutung (vgl.
Tab. 2). Große Agrarflächenländer wie Niedersachsen oder
Nordrhein-Westfalen, die zudem ihre Agrarstruktur betref-
fend ackerbaustark sind, weisen Anteile unterhalb des Bun-
desdurchschnitts aus. Mehr als die Hälfte der Flächen ent-
fallen deutschlandweit auf Dauergrünland. Eine große Tra-
dition haben in Deutschland Bio-Anbauverbände; der äl-
teste besteht mit der biologisch-dynamischen Landwirtschaft
(Demeter) seit über 80 Jahren. Neue ökologisch wirtschaf-
tende Betriebe der jüngeren Jahre haben sich jedoch in ge-
ringerem Umfang einem der Anbauverbände angeschlos-
sen, wo oft nach strengeren Bewirtschaftungsrichtlinien pro-
duziert werden muss. Sie sind lediglich registriert, dass sie
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Tab. 2

Bedeutung des ökologischen Landbaus nach Bundesländern, 
Stand 31. Dezember 2006 

Anteil des ökologischen Landbaus

Bundesland an der Zahl
der Betriebe

in % 

an der bewirt-
schafteten Fläche 

ha LF in % 

Baden Württemberg 8,3 6,2 
Bayern 3,9 4,6 

Brandenburg 9,3 9,6 
Hessen 6,2 7,6 
Mecklenburg-Vorpommern 12,9 8,5 

Niedersachsen 2,2 2,5 
Nordrhein-Westfalen 3,0 3,6 
Rheinland-Pfalz 2,2 3,0 

Saarland 6,0 9,5 
Sachsen 3,7 2,8 
Sachsen – Anhalt 5,9 3,8 

Schleswig-Holstein 2,6 3,2 
Thüringen 4,9 4,0 
Stadtstaaten 3,5 5,6 

BR Deutschland 4,6 4,9
a)

 dar.: Dauergrünland 2,6
b)

 Ackerland 1,9
c)

a)
 Das sind 825 539 ha. –

b)
430 000 ha. –

c)
 325 200 ha.

Quelle: Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE).

10 BMELV: Die wirtschaftliche Lage der landwirtschaftli-
chen Betriebe – Buchführungsergebnisse der Testbe-
triebe 2006/07 
http://www.bmelv-
statistik.de/de/testbetriebsnetz/buchfuehrungsergeb-
nisse/#c1088.

11 Deutscher Bauernverband (DBV), Pressemitteilung vom
22. Februar 2008.
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die Mindeststandards der EU-Ökoverordnung befolgen, was
auch mit dem Erfolg des Bio-Siegels korreliert und somit
als eine marktwirtschaftliche Entwicklung an diese Rahmen-
bedingung interpretiert werden kann. Im Durchschnitt han-
delte es sich dabei um vergleichsweise kleinere Betriebe (vgl.
Abb. 3). 1996, als der Umfang der ökologischen Landwirt-
schaft noch weniger als halb so groß wie 2007 war, waren
noch 92% der bewirtschafteten Flächen und 88% der Be-
triebe im ökologischen Landbau verbandsgebunden. 

… der angrenzenden Branchen

Die Bedeutung von »Bio« nimmt auch in angrenzenden Bran-
chen weiter zu. So boomen gerade im Außerhaus-Verzehr
Biokonzepte. Hoteliers, Gastronomen und Caterer zeigen
ein zunehmend stärker werdendes Interesse an der Verwen-
dung von ökologisch produzierten Lebensmitteln und regio-
naler Herkunft bzw. Küche. Bei Getränken sind Biosoft-
drinks12, Bioweine sowie Biobiere ein Renner. Selbst die Sys-
temgastronomie, mit der Fast-Food-Sparte an der Spitze,
entdeckt Bio. In Berlin und Hamburg wurden Bioschnell-
restaurants eröffnet, die über eine rasante Geschäftsent-
wicklung und deutschlandweite Expansionspläne berichten.
Beim Marktführer McDonald’s steht schon seit Jahren Bio-
milch auf der Karte, Ökokaffee und Biolimonaden sind seit
Kurzem hinzugekommen. Das Angebot und die Auswahl
von Convenience- und Tiefkühlprodukten auf der Basis von
Ökorohstoffen, auch für die mittelständische und kleine Gas-
tronomie, haben sich in jüngster Zeit spürbar ausgeweitet.
Insbesondere in der Kinder-/Schülerverpflegung besteht die
politische Forderung, auf den Absatz von Ökoprodukten zu
setzen. Bioangebote spielen hier eine zunehmende Rolle.
So sind spezialisierte Bio-Catering-Unternehmen immer stär-
ker insbesondere im Bereich der Kindergarten-/-tagesstät-
ten- und Schulverpflegung aktiv. Generell im Catering plant
schließlich beispielsweise die Firma Käfer verstärkt mit Bio-
feinkost. 

Naturkosmetik (natürliche Haut- und Körperpflege, ohne
synthetische Stoffe) hat ebenfalls gute Konjunktur, sie hat
sich einen Marktanteil von 5% mit jährlichen Wachstumsra-
ten von ca. 10% erobert. Der Vertrieb erfolgt vorwiegend 
in den gleichen Einkaufsstätten wie für Biolebensmittel 
(vgl. Abb. 2), also sowohl in Drogerien/Parfümerien,
Natur(kost-/kosmetik-)Fachhandel sowie Reformhäusern
und Apotheken, dem LEH etc. Auch hier finden die Verbrau-
cher kontrollierte und zertifizierte Ware. Schließlich kann 
noch auf Textilien und Jeans aus Biobaumwolle (Eco/Green
Fashion) hingewiesen werden. Von den Ursprungsideen her

sollen hier ebenfalls Ziele der Sozialverträglichkeit (Exis-
tenzsicherung afrikanischer Baumwollbauern) und der kul-
turellen Entwicklung mit umweltverträglicher Produktion ver-
eint werden. Dr. Ibrahim Abouleish hat bereits 1977 in Ägyp-
ten nordöstlich von Kairo im Biobaumwollanbau das Unter-
nehmen »Sekem« gegründet und 2003 den alternativen No-
belpreis erhalten. Große Einzelhandelsketten und Marken-
artikelhersteller öffnen sich gegenwärtig immer mehr und
bieten Kleidung aus Biobaumwolle an. Die Nachfrage nach
»grüner Mode« wächst. Das Thema Öko (Rohstoffe, bei de-
ren Produktion auf den Einsatz von Pestiziden, künstlichen
Düngemitteln und gentechnisch veränderten Organismen
verzichtet wird) und verantwortliches Handeln ist als Trend
für eine breitere Kundschaft auch bei Textilien angekommen.
Weltweit hat sich der Umsatz mit Biobaumwollprodukten im
Laufe des Jahres 2007 gegenüber dem Vorjahr auf 2 Mrd.
US-Dollar verdoppelt.13
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12 Angeführt durch den Erfolg von Senkrechtstarter Bionade aus Ostheim
in der Rhön, der es in kürzester Zeit bereits zu Deutschlands drittgrößter
Limonadenmarke nach Fanta und Sprite gebracht hat und sich auf dem
Wege der Internationalisierung befindet, weltweit exportiert bzw. Abfüll-
werke errichtet, vgl. http://www.bionade.de. 13 Vgl. Handelsblatt vom 17. April 2008, S. 18: »Moral kommt in Mode«. 
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Um abzugreifen, wie Unternehmen die
Wirkungen der aktuellen Finanzmarktkri-
se auf ihre eigenen Finanzierungsmöglich-
keiten bewerten, hat das ifo Institut eine
Unternehmensbefragung durchgeführt.
Dazu wurde im April dieses Jahres eini-
gen Teilnehmern am monatlichen ifo Kon-
junkturtest zwei Sonderfragen gestellt.
Zum einen sollten sie die aktuellen Wir-
kungen der Verwerfungen an den Finanz-
märkten bewerten, und zum anderen soll-
ten sie ihre Erwartungen bezüglich der
Entwicklung in den nächsten drei Mona-
ten angeben.1 Etwa 2 700 Teilnehmer aus
den Wirtschaftsbereichen verarbeitendes
Gewerbe, Bauhauptgewerbe sowie Ein-
zel- und Großhandel beantworteten die-
se Fragen. 

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass bis-
lang eine Minderheit der Unternehmen ei-
ne Verschlechterung der Finanzierungs-
bedingungen durch die Finanzmarkttur-
bulenzen unterstellt. Im verarbeitenden
Gewerbe und im Bauhauptgewerbe liegt
ihr Anteil zwischen 6 und 7%. Im Handel
ist die Skepsis etwas größer, dort melde-
ten 13% der Befragungsteilnehmer un-
günstigere Finanzierungsbedingungen.
Die überwiegende Mehrzahl der Befra-
gungsteilnehmer kann jedoch aktuell kei-
nen Einfluss der Finanzmarktkrise auf die
Finanzierungsbedingungen erkennen. Für
die nächsten drei Monate erwarten je nach
Wirtschaftsbereich zwischen 12 und 16%

der befragten Unternehmen eine Ver-
schlechterung ihrer Finanzierungsbedin-
gungen, wobei auch hier die Handelsun-
ternehmen am kritischsten sind. Darüber
hinaus wollten oder konnten jeweils 12%
der Unternehmen im Bauhauptgewerbe
und im Handel die weitere Entwicklung
nicht einschätzen. Dem gegenüber steht
aber auch eine nennenswerte Zahl von
Unternehmen, die bereits wieder mit bes-
seren Finanzierungsmöglichkeiten rech-
nen. Diese Bewertung beschränkt sich
aber im Wesentlichen auf Unternehmen
im verarbeitenden Gewerbe, wo 15% der
Teilnehmer diese Erwartung äußerten. Ins-
gesamt rechnet die Mehrheit der Teilneh-
mer mit keiner Veränderung der Finan-
zierungsbedingungen. Einer Kreditklem-
me sehen sich die Unternehmen daher
insgesamt nicht ausgesetzt. 

Die Umfrageergebnisse lassen sich in den
Wirtschaftsbereichen weiter nach Unter-
nehmensgröße aufgliedern. Innerhalb des
verarbeitenden Gewerbes ergeben sich

schwierigkeiten durch die Finanzmarktkrise

Klaus Abberger und André Kunkel

Unternehmen leiden kaum unter Finanzierungs-

Nur wenige Unternehmen klagen über verschlechterte Finanzierungsbedingungen aufgrund der Fi-

nanzmarktkrise. Dies ergab eine aktuelle Befragung von Unternehmen durch das ifo Institut. Le-

diglich knapp 8% der Umfrageteilnehmer gaben an, dass sich ihre Finanzierungsbedingungen durch

die Verwerfungen an den Finanzmärkten bereits verschlechtert haben. Die große Mehrzahl der

Unternehmen, 82%, berichtete von unveränderten Finanzierungsmöglichkeiten. Für die kommen-

den drei Monate befürchten etwa 19% der Unternehmen eine Verschlechterung der Bedingungen.

Dem stehen aber auch Befragungsteilnehmer gegenüber, die bereits mit einer Verbesserung der

Situation rechnen. Einer Kreditklemme sehen sich die Unternehmen daher nicht ausgesetzt.
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Abb. 1

1 Folgende Fragen wurden gestellt: In den vergan-
genen Monaten ist es bei den Banken und an den
Finanzmärkten zu einer Krise gekommen. Die Fi-
nanzierungsbedingungen haben sich aktuell für un-
ser Unternehmen aufgrund der Krise verbes-
sert/nicht verändert/verschlechtert/weiß nicht. Wir
erwarten für unser Unternehmen, dass sich in den
nächsten drei Monaten unsere Finanzierungsbe-
dingungen aufgrund der Krise verbessern/nicht ver-
ändern/verschlechtern/weiß nicht. 
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bei der Bewertung der aktuellen Situation zwischen großen,
mittleren und kleinen Unternehmen jedoch nur geringe Un-
terschiede. Die kleinen Unternehmen tun sich lediglich et-
was schwerer mit der Bewertung und geben daher etwas
häufiger kein Urteil (»weiß nicht«) ab. Entsprechendes gilt
für das Bauhauptgewerbe. Markanter sind die differenzier-
ten Ergebnisse für die Handelsunternehmen (vgl. Abb. 3).
Die Auffächerung zeigt, dass die etwas ungünstigeren Er-
gebnisse im Handel vor allem von den kleineren Unterneh-
men herrühren. Sie tun sich besonders schwer mit einer
Bewertung der Situation und berichteten darüber hinaus
auch häufiger von verschlechterten Finanzierungsbedingun-
gen. Die großen Handelsunternehmen klagen dagegen nur
in sehr geringem Umfang über ungünstigere Finanzierungs-
möglichkeiten. 

Werden die Ergebnisse zu den Erwartungen bezüglich der
nächsten drei Monate nach Unternehmensgröße differen-
ziert, zeigen sich in allen drei Wirtschaftsbereichen ähnliche

Muster. Je kleiner die Unternehmen, desto
größer die Vorbehalte. Wobei auch bei den
kleinen Unternehmen die überwiegende
Mehrheit von unveränderten Finanzierungs-
bedingungen ausgeht. Besonders bemer-
kenswert sind die Ergebnisse im verarbei-
tenden Gewerbe (vgl. Abb. 4). Während 9%
der großen Industrieunternehmen mit einer
Verschlechterung der Finanzierungsbedin-
gungen rechnen, erwarten 16% bereits ei-
ne Verbesserung. Die großen Unternehmen
im verarbeitenden Gewerbe sind daher zu-
versichtlich, dass die schlimmsten Beein-
trächtigungen der Finanzierungsbedingun-
gen durch die Finanzmarktkrise bereits aus-
gestanden sind.

Das momentan sehr große Interesse an dem
Thema Finanzierungs- und Kreditbedingun-

gen für Unternehmen rührt aus der Sorge um die konjunk-
turelle Entwicklung her. So genannte Kreditzyklen können
ursächlich für Konjunkturschwankungen sein, oder sie kön-
nen die zyklischen Kräfte in der Wirtschaft unter Umständen
verstärken. So hat schon der französische Ökonom Clement
Juglar (*1819, †1905) die von ihm beobachteten Konjunk-
turschwankungen mit einer durchschnittlichen Länge zwi-
schen neun und zehn Jahren mit Kreditzyklen in Verbindung
gebracht. Dass durch das Verhalten der Banken konjunk-
turelle Ausschläge verstärkt werden können, monierte kürz-
lich auch die Zeitschrift The Economist (2008). Sie umschrieb
das Problem wie folgt: »Bankers have a habit of making eco-
nomic cycles worse. They are notorious for lending people
umbrellas when the sun is shining and asking for them back
when rain starts to fall. When the economy is strong and
asset prices are rising, banks are only too eager to lend to
those waiting to buy assets, helping push prices higher. In
bad times, when prices are falling, banks ask for their loans

back, forcing the borrowers to sell assets
and driving prices down further.« Empirische
Analysen über den Zusammenhang von Kre-
ditentwicklung und Wirtschaftsaktivität hat
für Deutschland beispielsweise die Bundes-
bank (2005) vorgenommen (vgl. auch Eick-
meier, Hofmann und Worms 2006). Diese
Studien finden allerdings keinen bedeuten-
den Verstärkungseffekt durch die Kreditver-
gabe der Banken.

Wie auch immer sich Kreditzyklus und Kon-
junktur generell zueinander verhalten, im Au-
genblick stellt sich ganz konkret die Frage,
ob es ausgelöst durch die Immobilien- und
Finanzmarktkrise in den Vereinigten Staaten,
in Deutschland zu einer Beschränkung der
Kreditvergabe der Banken an Unternehmen
gekommen ist. Eine solche »Kreditklemme«
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würde gravierende Wirkungen auf die deutsche Konjunktur
haben. Den Befragungsergebnissen des ifo Instituts zur Fol-
ge ist es dazu nicht gekommen. Die Resultate der Unter-
nehmensbefragung lassen sich spiegeln mit einer Umfrage
bei den kreditvergebenden Banken, welche die Bundesbank
für Deutschland durchgeführt hat.2 In ihrer vierteljährlichen
»Bank Lending Survey« stellte sie im Januar Zusatzfragen
zur Finanzmarktkrise. Die jüngste vorliegende Umfrage be-
zieht sich dabei auf das vierte Quartal 2007. Nach Anga-
ben der befragten deutschen Institute hatte die Finanzmarkt-
entwicklung dazu geführt, dass die Banken »gegenüber den
Unternehmen etwas strengere Maßstäbe bei der Kreditver-
gabe anlegten« (Deutsche Bundesbank 2008, 32). Darüber
hinaus gaben die Teilnehmer an, dass sie auch für die kom-
menden drei Monate – also das erste Quartal 2008 – auf-
grund der Finanzmarktentwicklung nur eine sehr leichte Ver-
schärfung der Kreditkonditionen erwarten. 

Die Spiegelung der Ergebnisse der ifo-Unternehmensbe-
fragung mit den Einschätzungen und Erwartungen der kre-
ditvergebenden Banken führt zu deckungsgleichen Resul-
taten: Bislang ist eine Klemme, welche die Banken dazu
zwingt, die Kreditvergabe stark zu beschränken, nicht fest-
stellbar. 

Fazit

Die Befragung durch das ifo Institut belegt, dass die Unter-
nehmen in Deutschland kaum unter Finanzierungsschwie-
rigkeiten durch die Verwerfungen an den Finanzmärkten
leiden. Es ist daher nicht anzunehmen, dass etwa die In-
vestitionen der Unternehmen aufgrund von Finanzierungs-
engpässen einknicken. Eine solche direkte Wirkung der Fi-

nanzmarktbedingungen scheint daher mo-
mentan nicht das Hauptrisiko für die konjunk-
turelle Entwicklung in Deutschland zu sein.
Die Situation in den Vereinigten Staaten kann
aber sehr wohl über andere Übertragungs-
wege die hiesige Wirtschaft beeinflussen. Zu
nennen ist hier einerseits der schwache Dol-
lar, der die preisliche Wettbewerbsfähigkeit
der Unternehmen beeinträchtigt. Anderer-
seits fällt auch die US-Nachfrage nach deut-
schen Produkten aufgrund des geringeren
Expansionstempos dort schwächer aus. Wie
das Bureau of Economic Analysis mitteilte,
zeigt die erste Schätzung des Bruttoinlands-
produkts der Vereinigten Staaten für das ers-
te Quartal 2008, dass die Investitionen dort
bereits negativ zur Entwicklung beigetragen
haben. Das ist keine gute Nachricht für die
deutschen Hersteller von Investitionsgütern.

Schließlich bleibt auch noch abzuwarten, wie stark die
Schwäche in den USA auf die Weltwirtschaft ausstrahlen
wird. Trotz alledem hat sich die deutsche Wirtschaft bislang
recht gut gegenüber der US-amerikanischen Entwicklung
behauptet. 
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Abb. 4

2 Die Ergebnisse der Bundesbank Umfrage sind im Internet unter 
www.bundesbank.de/volkswirtschaft/vo_veroeffentlichungen.php abrufbar.
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In der aktuellen Diskussion um die Einführung von Min-
destlöhnen wird von den Befürwortern einer staatlichen Re-
gelung meist auf die wachsenden Einkommensunterschie-
de in Deutschland hingewiesen, die zu einer »Gerechtig-
keitslücke« in unserer Gesellschaft geführt habe. Während
die Gewinne der Unternehmer und die Managergehälter
jährlich zweistellige Zuwächse verzeichnen könnten, blie-
ben die Einkommen der Arbeitnehmer weit zurück. Belegt
wird diese Einschätzung mit dem Verweis auf die Real-
lohnentwicklung in Deutschland, die in den letzten 20 Jah-
ren nur eine Steigerung von 0,4% aufweisen könnte, wo-
bei für diese Größe in der Regel der preisbereinigte »Net-
toverdienst in der Gesamtwirtschaft pro Arbeitnehmer« zi-
tiert wird. Auch decke die Höhe der Transferzahlungen, die
einem Empfänger von Arbeitslosengeld II zur Verfügung ste-
hen, nicht das Existenzminimum ab und erlaube kein »men-
schenwürdiges Leben«.

Ist aber der »Nettoverdienst in der Gesamtwirtschaft pro
Arbeitnehmer« ein adäquates Wohlstandsmaß? Und wie
hoch sind tatsächlich die Transferzahlungen, die einem Emp-
fänger von Arbeitslosengeld II – mit und ohne – Zuverdienst
zur Verfügung stehen? 

Zu diesen in der Öffentlichkeit oft zitierten Größen einige In-
formationen:

1. ALG II für einen Alleinstehenden

Wie viel ALG II erhält ein Single? Nach einer international
vergleichbaren Berechnung der OECD betrug im Jahr 2005
das gesamte Transfereinkommen eines alleinstehenden
ALG-II-Empfängers in Deutschland 8 460 €; pro Monat sind
das 705 €. Der Monatsbetrag setzt sich aus der Grundsi-
cherung in Höhe von 345 € (Regelsatz) und Kosten der
Unterkunft, für die die OECD 360 € ansetzt, zusammen.2

Berücksichtigt man die Anhebung des Regelsatzes von
345 € auf 347 € und eine Verteuerung der Aufwendungen
für Miete und Heizung um insgesamt etwa 4% in den zwei
Jahren seit 2005 (auf 374 €), so ergibt sich für das Jahr
2007 ein Wert von 721 €.

2. Lohnsteigerungen der letzten 20 Jahre

Um wie viel stiegen die Nettoreallöhne in den letzten 20 Jah-
ren? Die öffentliche Diskussion zitiert in der Regel die um
den Verbraucherpreisanstieg bereinigte Größe »Nettover-
dienst in der Gesamtwirtschaft pro Arbeitnehmer« (z.B. Bild-

Zeitung, September/Oktober 2007; nach damaliger Daten-
lage betrug der Anstieg von 1986 bis 2006 nur 0,4%). Die-
se Größe kann keine sozialpolitischen Alarmsignale be-
gründen, weil sie sehr stark durch zwei Struktureffekte be-
einflusst ist. Zum einen spiegelt sie die Verzerrung des Durch-
schnitts wider, die durch die vielen schlecht bezahlten Stel-
len, wie Teilzeitjobs, Ein-Euro-Jobs, Minijobs etc., zustande
kam, die erst durch die Reformpolitik der letzten Jahre er-
möglicht wurden. Zum anderen resultiert sie auch aus der
Arbeitszeitverkürzung. Beides dämpfte den durchschnittli-
chen Lohnanstieg pro Arbeitnehmer, beides war allerdings
auch sozialpolitisch gewollt. Die neuen, schlecht bezahlten
Jobs senkten zwar den durchschnittlichen Lohn, ließen aber
die Löhne der bereits beschäftigten Menschen unberührt
und erhöhten die Beschäftigung. Will man einen Niedrig-
lohnsektor schaffen, wie es Schröder mit der Agenda 2010
erfolgreich versucht hat, dann muss definitionsgemäß eine
Verringerung der Durchschnittslöhne in Kauf genommen
werden. Durchschnittslöhne sind kein sinnvolles Wohl-
fahrtsmaß. Wollte man sie maximieren, müsste man die Ar-
beitslosigkeit durch exorbitante Lohnsteigerungen so weit
treiben, bis zum Schluss nur noch ein paar SAP-Arbeitneh-
mer ihre Jobs behalten und den Durchschnitt bilden. Ähn-
lich ist es bei der Arbeitszeitverkürzung, mit der die Ge-
werkschaften einen Teil des sonst möglichen Lohnanstiegs
in Freizeit umgewandelt haben. Die daraus resultierende Ver-
ringerung des Lohnanstiegs pro Kopf ist natürlich ebenfalls
in Kauf zu nehmen. 

Um einen Eindruck von der wirklichen Lohnentwicklung ei-
nes typischen Arbeitnehmers zu erhalten, muss man beide
Struktureffekte herausrechnen (vgl. Tab. 1). Danach ist der
Reallohnanstieg pro Stunde eines durchschnittlich verdie-
nenden Facharbeiters aus dem Produzierenden Gewerbe
Westdeutschlands in den letzten 20 Jahren keinesfalls ne-
gativ, sondern lag, je nach Familienstand, zwischen etwa
20 und 30%. 

Zu den Berechnungen ist zu bemerken, dass alle ausge-
wiesenen Reallohnsteigerungen für Westdeutschland in
Wahrheit untertrieben sind, weil mangels verfügbarer Sta-
tistiken ab 1991 mit dem Preisindex für Gesamtdeutschland
statt nur dem Preisindex für Westdeutschland deflationiert
wurde. Wegen des Balassa-Samuelson-Effekts, also der all-
mählichen Anpassung der ostdeutschen an die westdeut-
schen Preise, hatten die neuen Bundesländer sicherlich ei-
ne etwas stärkere Inflation als die alten. 

3. Nettoeinkommen einer Person, die 2 € pro
Stunde verdient und Vollzeit arbeitet 

Welches Nettoeinkommen erhält jemand, der für 2 € in der
Stunde Vollzeit arbeitet? Nur Hartz IV oder mehr? Um dies
zu berechnen, wird angenommen, dass die (alleinstehen-

Hans-Werner Sinn

Lohnsteigerungen, ALG II und Mindesteinkommen: 
Eine Anmerkung zur Fernsehdiskussion mit 
Ottmar Schreiner und Hartmut von der Tann1

1 Die TalkRunde »Unter den Linden« zum Thema »Mindestlohn« wurde am
17. März 2008 um 22.15 Uhr bei PHOENIX ausgestrahlt.

2 Vgl. OECD, Benefits and Wages 2007, Paris 2007 und weitere Details im
Internet unter: 
http://www.oecd.org/document/
29/0,3343,en_2825_497118_39618653_1_1_1_1,00.html.
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de) Person keine weiteren Einkünfte und kein anrechenba-
res Vermögen hat, also im Sinne des SGB II bedürftig und
leistungsberechtigt ist. Ferner wird unterstellt, dass die be-
trachtete Person pro Monat für Miete und Heizung 374 €
aufbringen muss.3 (OECD-Annahme, s.o). Eine alleinste-
hende Person mit einem monatlichen Arbeitseinkommen
von 320 €, die 160 Stunden pro Monat zu einem Lohn von
2 € arbeitete, erzielte im zweiten Halbjahr 2007 in West-
deutschland inklusive der staatlichen Transfers ein monatli-
ches Nettoeinkommen von 865 €. Dieses Einkommen er-
rechnet sich wie folgt:

– Grundbedarf: Der Grundbedarf beläuft sich in diesem Fall
auf 721 € und setzt sich zusammen aus dem Regelsatz
von 347 € und den Kosten für Unterkunft und Heizung
(hier 374 €). 

– Nettoarbeitslohn: Da keine Abgaben für Lohnsteuer und
Sozialversicherungsbeiträge anfallen, beträgt der Netto-
lohn 320 €.

– Anzurechnendes Einkommen: Selbst erzieltes Einkom-
men wird unter Berücksichtigung von Freibeträgen auf
den Bedarf angerechnet. Vom Nettoarbeitseinkommen
in Höhe von 320 € bleibt zunächst ein allgemeiner Frei-
betrag von 100 € anrechnungsfrei, von den restlichen

220 € noch einmal 20%, also 44 €. Somit verbleiben vom
Nettoeinkommen nach Berücksichtigung der Freibeträ-
ge 144 €. Der Transferentzug, also die Minderung des
ALG II, beträgt folglich 176 €. 

– Insgesamt erhält der Arbeitnehmer also 721 € plus 144 €,
also 865 €. (Die staatliche Leistung wird von 721 € auf
545 € gekürzt, so dass mit dem eigenen Lohn in Höhe
von 320 € ein Gesamteinkommen in Höhe von 865 € ent-
steht.) 

Das Monatseinkommen von 865 € liegt deutlich über der
Armutsgrenze von 40% des bedarfsgewichteten Median-
äquivalenzeinkommens, wie sie von internationalen Orga-
nisationen und auch der deutschen Bundesbank verwen-
det wird. Diese Armutsgrenze betrug zuletzt, im Jahr 2005,
521 €.4 Der deutsche Sozialstaat verhindert die Armut prak-
tisch lückenlos und stellt sicher, dass niemand, der von sei-
ner Hände Arbeit nicht leben kann, allein von seiner Hände
Arbeit leben muss. Gegenteilige Behauptungen, die immer
wieder in den Medien und auch in der Politik gemacht wer-
den, sind Falschaussagen. 

Dabei ist zu bemerken, dass zu dem genannten Nettoein-
kommen noch die Ansprüche auf Leistungen der staatli-

chen Krankenversicherung hinzutreten. Die
staatliche Krankenversicherung ist eine freie
Sachleistung des Staates, für deren Erwerb
man am Markt etwa 200 € im Monat zah-
len müsste. In der Summe bedeutet dies,
dass das monatliche ökonomische Netto-
einkommen bei der Person, die Vollzeit für
2 € Bruttolohn in der Stunde arbeitet, nach
einer solchen erweiterten Definition bei et-
wa 1 065 € liegt. 

Tab. 1 
Lohnsteigerungen von Facharbeitern mit Durchschnittslohn im
Produzierenden Gewerbe im früheren Bundesgebiet im Zeitraum
1986 bis 2006 in %; real

a)

Einkommensgröße Fach-
arbeiter

ledig 

Facharbeiter
verheiratet, 
zwei Kinder

Nettolohn pro Monat 10,9 21,9
b)

Nettolohn pro Stunde 19,4 31,2
b)

Bruttolohn pro Stunde 24,9 24,9

Lohnkosten pro Stunde
c)
 27,9 27,9 

Lohnkosten pro Stunde
c)

inkl. Mehrwertsteuer
d)
 30,1 30,1 

Nachrichtlich: Nettoverdienst  
(Gesamtwirtschaft)

e)
 1986 bis 2006 1,1 1,1 

Nachrichtlich: Nettoverdienst  
(Gesamtwirtschaft)

e)
 1986 bis 2007 – 0,2 – 0,2 

a)
Preisbereinigt mit dem Preisindex für die Lebenshaltung von Vier-

Personen-Haushalten von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem
Einkommen im früheren Bundesgebiet (bis 1991) bzw. mit dem
Verbraucherpreisindex für Deutschland (ab 1991). – 

b)
 Inkl. Kinder-

geld. – 
c)
 Bruttolohn plus Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-

rung. –
d)

 Normalsatz. –
e)
 Nettolöhne und -gehälter monatlich je Ar-

beitnehmer in Deutschland (2006/2007) bzw. im früheren Bundes-
gebiet (1986). – * Die beiden letzten Zeilen der Tabelle beziehen 
sich auf die in der öffentlichen Diskussion zitierten Werte. Dass das
Wachstum von 1986 bis 2007 negativ ist, während es bis 2006 noch
schwach positiv war, liegt auch an der Mehrwertsteuererhöhung des
Jahres 2007.

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Statistisches Ta-
schenbuch 2007, Tabellen 1.15, 4.4, 5.14, 5.17 und 7.7; Bundesminis-
terium der Finanzen (Kindergeld); Statistisches Bundesamt (Preisin-
dex); Berechnungen des ifo Instituts.

3 OECD, Benefits and Wages 2007, Paris 2007 und
weitere Details im Internet unter: 
http://www.oecd.org/document/29/0,3343,en_
2825_497118_39618653_1_1_1_1,00.html.

4 Statistisches Bundesamt, Leben in Europa 2006, EU-
Indikatoren für Deutschland, Pressemitteilung Nr. 028
vom 21. Januar 2008.
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Nach den Umfrageergebnissen des ifo Ins-
tituts hat sich das Geschäftsklima bei den
freischaffenden Architekten im ersten Quar-
tal 2008 geringfügig verbessert. Die be-
scheidene Aufhellung basiert dabei nicht auf
günstigeren Geschäftslageurteilen, sondern
ausschließlich aus wieder leicht aufkeimen-
dem Optimismus bezüglich der zukünftigen
Entwicklung. 

Die freischaffenden Architekten beurteilten
ihre aktuelle Geschäftslage schlechter als vor
drei Monaten. Nur 21% der Testteilnehmer
(Vorquartal: 26%) waren mit ihrer aktuellen
Geschäftslage zufrieden; gleichzeitig sank je-
doch der Anteil der Architekten, die ihre Ge-
schäftslage mit »schlecht« bezeichneten, von
rund 38 auf 35%. 

Bezüglich der Geschäftserwartungen für die nächsten sechs
Monate nahm die Zuversicht wieder etwas zu (vgl. Abb. 1).
Der positive Trend, der seit gut zwei Jahren zu beobachten
ist, dürfte also durch die rückläufigen Werte in den letzten
Quartalen nicht verletzt worden sein. Zwar erwartete ledig-
lich rund ein Siebtel der Testteilnehmer (Vorquartal: 12%),
dass ihre voraussichtliche Auftragssituation in etwa einem
halben Jahr »eher günstiger« sein wird. Andererseits ging
auch nur jeder Fünfte – nach noch 24% im Vorquartal – von
einer »eher ungünstigeren« Entwicklung in den kommenden
sechs Monaten aus. 

Rund 49% der Testteilnehmer konnten im vierten Quartal
2007 neue Verträge abschließen. Damit wurde zwar der Wert
vom Vorquartal um 3 Prozentpunkte übertroffen, die Schwä-
chephase der letzten Jahre konnte aber weiterhin noch nicht
nachhaltig überwunden werden. 

Im Berichtsquartal lag das geschätzte Bau-
volumen aus den neu abgeschlossenen Ver-
trägen (Neubauten ohne Planungsleistungen
im Bestand) im Durchschnitt der Bundes-
länder gut ein Zehntel unter dem Niveau des
Vorquartals. Dabei war das insgesamt von
den befragten Architekten akquirierte Pla-
nungsvolumen im Wohnungsbau nur unbe-
deutend kleiner als im dritten Quartal 2007.
Im Nichtwohnbau hingegen verringerte sich
die Auftragssumme gegenüber dem Vor-
quartal um rund 13%.

Die Aufträge zur Planung von Ein- und Zwei-
familienhäusern lagen im vierten Quartal
2007 um rund ein Sechstel über dem Ni-
veau des Vorquartals. Hierbei ist allerdings
zu berücksichtigen, dass das Auftragsvo-

lumen in diesem Teilsegment des Wohnungsbaus im Vor-
quartal auf ein außergewöhnlich niedriges Niveau gefallen
war. Es wurden nämlich von vielen potentiellen Bauherren
– wegen der Streichung der Eigenheimzulage zum 1. Ja-
nuar 2006 – noch viele Planungsaufträge vorgezogen, so
dass in den darauf folgenden Quartalen die Aufträge spür-
bar abnahmen. Wie bereits bei der letzten scharfen Zäsur
erfolgte nunmehr im vierten Quartal 2007 die spürbare Er-
holung (vgl. Abb. 2). 

Die Vergabe von Aufträgen zur Planung von Mehrfamilien-
gebäuden ist seit knapp zwei Jahren tendenziell wieder leicht
rückläufig. Die Nachfragebelebung, die seit dem vierten
Quartal 2005 zu beobachten war, hielt nur kurz an. Im Be-
richtsquartal lagen die Auftragseingänge 14% unter dem Ni-
veau des Vorquartals. 

Der Umfang der Planungsaufträge, den die befragten frei-
schaffenden Architekten im vierten Quartal 2007 bei pri-

Erich Gluch

ifo Architektenumfrage: Auftragsbestände vergrößern sich
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vaten und gewerblichen Auftraggebern akquirierten, er-
reichte nicht mehr das hohe Volumen des Vorquartals. Be-
merkenswert ist allerdings, dass sich das Auftragsvolu-
men – nach der »Explosion« im vierten Quartal 2006 – wei-
tere vier Quartale auf einem relativ hohen Niveau halten
konnte. Im Durchschnitt des Jahres 2007 konnten somit
die befragten Architekten ein deutlich über dem Niveau
der letzten Jahre liegendes Auftragsvolumen bearbeiten.
Dabei waren auch zahlreiche Großprojekte zu verzeich-
nen. Auch die von öffentlichen Auftraggebern vergebenen
Planungsarbeiten waren im vierten Quartal 2007 – nach
einer positiven Entwicklung im Vorquartal – wieder rück-
läufig (vgl. Abb. 3). 

Die durchschnittliche Reichweite der Auftragsbestände der
befragten Architekturbüros erhöhte sich deutlich. Die Auf-
tragsreserven betrugen zum Jahresende 2007 rund fünf Mo-
nate, nachdem sie das gesamte Jahr 2007 hinweg bei
4,7 Monaten verharrt hatten (vgl. Abb. 4).
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Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands hat sich im April merklich abgekühlt. Die be-
fragten Unternehmen beurteilten ihre aktuelle Geschäftsla-
ge deutlich ungünstiger als im Vormonat. Auch hinsichtlich
der Geschäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten
waren sie skeptischer als im März. Nach dem Hoch zu Jah-
resanfang sprechen die Umfrageergebnisse nun für eine
etwas langsamere Gangart der Konjunktur.

Am stärksten trübte sich das Geschäftsklima im Einzelhan-
del ein. Aber auch im Großhandel und im verarbeitenden
Gewerbe sank der Geschäftsklimaindex merklich. Nur im
Bauhauptgewerbe verbesserte sich das Klima. 

In Ostdeutschland ist der Klimaindikator weniger stark ge-
sunken als im Bundesdurchschnitt. Zwar waren die ost-
deutschen Unternehmen ebenfalls unzufriedener mit ihrer
momentanen Geschäftssituation, doch haben sie ihre Aus-
sichten etwas besser bewertet.

Das aus dem Konjunkturtest berechnete ifo Beschäfti-
gungsbarometer für die gewerbliche Wirtschaft Deutsch-
lands tendierte im April nach unten. Dennoch zeigten die
Personalplanungen der Unternehmen weiterhin einen Be-
schäftigungsaufbau an. Die befragten Firmen beabsichtigen
ihren Personalbestand in den kommenden Monaten weiter
zu erhöhen, allerdings etwas vorsichtiger als zuletzt.

Die Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes schätzten
ihre momentane Geschäftssituation deutlich weniger güns-
tig als im Vormonat ein. Auch ihre Perspektiven für die nächs-
ten sechs Monate beurteilten sie merklich zurückhaltender.
Die Nachfragesituation entwickelte sich schwächer, so dass
der Auftragsbestand nicht weiter gestiegen ist. Die Zufrie-
denheit mit den Auftragsbeständen nahm daher etwas ab,
und die Produktionstätigkeit wurde gebremst. Dennoch pla-
nen die Unternehmen, die Produktion in den kommenden
Monaten wieder auszuweiten. Auch rechnen sie trotz des
starken Euro mit einer beschleunigten Zunahme des Ex-
portgeschäfts. Zwar berichteten die Exporteure von einer
Verschlechterung ihrer Wettbewerbsposition außerhalb der
EU, doch gaben sie dafür an, dass sie auf den Märkten in-
nerhalb der EU ihre Wettbewerbsposition verbessern konn-
ten. Ihren Personalbestand wollen sie weiter aufstocken,
wohl aber nicht mehr so kräftig. Einige Bereiche, wie etwa
die Metallerzeugung und -bearbeitung oder der Maschi-
nenbau, klagten deutlich über einen Mangel an Fachkräften.
Die Auslastung der Gerätekapazitäten ist im verarbeiten-
den Gewerbe nahezu unverändert hoch, auch wenn sie nicht
ganz an die Werte des Vorjahres heranreicht. Trotz der Ein-

Klaus Abberger

ifo Konjunkturtest April 2008 in Kürze1
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trübung des Geschäftsklimas sind daher momentan weite
Teile der Industrie in einer soliden Verfassung. 

Im Bauhauptgewerbe hat die Unzufriedenheit der Firmen mit
ihrer Geschäftslage etwas abgenommen. Namentlich im
Wohnungsbau, der seit einiger Zeit unter einer besonders
schwachen Geschäftssituation leidet, wurde die Lage nicht
mehr ganz so negativ gesehen. Sowohl im Hochbau als auch
im Tiefbau wurden die Auftragsbestände per saldo weniger
häufig als unzureichend bezeichnet als im März. Die Gerä-
teauslastung ist auf 69% gestiegen und liegt damit in etwa
auf Vorjahresniveau. Nachdem die Unternehmen im Janu-
ar und Februar eine deutliche Ausweitung der Bautätigkeit
erwarteten, sind sie nun in ihren Planungen etwas vorsich-
tiger. Ihre Geschäftsaussichten für das kommende halbe
Jahr bewerteten sie dennoch insgesamt zuversichtlicher.
Speziell der gewerbliche Bau ist optimistisch und erwartet
einen weiterhin positiven Geschäftsverlauf. 

Im Großhandel hat sich das Geschäftsklima eingetrübt, wo-
bei es sich im Konsumgütergroßhandel stärker verschlech-
terte als im Produktionsverbindungshandel. Ihre gegenwär-
tige Geschäftssituation beurteilten die Großhändler insge-
samt weniger günstig als im Vormonat. Nachdem im März
die zu hohen Lagerbestände etwas abgebaut werden konn-
ten, stiegen sie im April wieder deutlich an. Insbesondere
der Großhandel mit Investitionsgütern hatte seine starke
Nachfrage im März zu einem wesentlichen Teil aus den Lä-
gern bedient und baute diese im April wieder auf. Hinsicht-
lich der Geschäftsaussichten sind die Unternehmen insge-
samt etwas skeptischer geworden und korrigierten auch
ihre Bestellpläne nach unten. 

Die Geschäftslage im Einzelhandel wurde von den Befra-
gungsteilnehmern erheblich schlechter als im Vormonat be-
wertet. Der Lagerdruck hat zugenommen, so dass sich die
Firmen bei ihren Bestellungen weiter zurückhalten wollen.
Auch hinsichtlich ihrer Geschäftsaussichten für das kom-
mende halbe Jahr sind sie skeptischer. Den Meldungen zu-
folge werden die Verkaufspreise auch in den nächsten Mo-
naten weiter spürbar anziehen. Mit kräftigen Preiserhöhun-
gen wird vor allem bei Nahrungs- und Genussmitteln ge-
rechnet. Aber auch im Non-Food-Bereich soll es vermehrt
zu Preissteigerungen kommen, so dass der Druck auf die
Verbraucherpreise von dieser Seite weiterhin hoch bleibt.
Auf eine nachhaltige Belebung des privaten Konsums deu-
ten momentan weder die Befragungsergebnisse im Einzel-
handel noch die der Konsumgüterhersteller im verarbeiten-
den Gewerbe und der Konsumgütergroßhändler hin.

Im Dienstleistungsgewerbe2 ist der Geschäftsklimaindika-
tor gesunken. Allerdings waren die Unternehmen zum ers-
ten Mal nach sechs Rückgängen in Folge wieder etwas zu-
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friedener mit ihrer aktuellen Geschäftssituation. Ihre Umsätze
konnten sie aber nicht mehr so kräftig steigern wie zuletzt.
Auch ihr Optimismus bezüglich der Geschäfte in den nächs-
ten sechs Monaten hat nachgelassen. Der Personalbestand
soll den Planungen zufolge weiter ausgeweitet werden, je-
doch nicht mehr so stark. Gleichwohl klagten etliche Befra-
gungsteilnehmer im Dienstleistungsbereich über Schwie-
rigkeiten bei der Besetzung qualifizierter Stellen. So tun sich
etwa die Unternehmen in den Bereichen Datenverarbei-
tung und Güterverkehr sowie die Speditionen, die Archi-
tektur- und Ingenieurbüros und besonders eklatant die Zeit-
arbeitsfirmen mit der Rekrutierung von Fachkräften schwer. 

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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